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1 Einleitung 

Thema der vorliegenden Studie ist die Staatstätigkeit der 
deutschen Bundesländer im Bereich der Förderung einer 
ökologisch nachhaltigen Entwicklung. In der politischen und 
wissenschaftlichen Debatte wird die Umsetzung einer 
nachhaltigen Entwicklung bisher vorrangig mit Blick auf die 
Nationalstaaten und die lokale Ebene betrachtet. Auf weni-
ger Interesse ist bisher die Staatstätigkeit für eine nachhal-
tige Entwicklung in föderalen Systemen und die Rolle der 
Bundesländer und Bundesstaaten dabei gestoßen. Für 
Deutschland liegen bislang keine entsprechenden Untersu-
chungen vor. Die vorliegende Studie will diese Lücke auf-
arbeiten. Der Fokus der Untersuchung wird auf die deut-
schen Bundesländer gerichtet. Gelegentlich allerdings wer-
den Erfahrungen der amerikanischen Bundesstaaten ein-
fließen, die im Bereich des Vollzugsmanagements und des 
organisierten Policy-Transfers von Umweltpolitikinnovatio-
nen schon weiter sind. Eine vergleichende Untersuchung 
Deutschlands und der USA wird gegenwärtig angestellt. 

Einiges spricht dafür, dass die sub-nationale Politikebene 
weitaus mehr zu Nachhaltigkeitsprozessen beiträgt, als das 
Interesse an ihr es vermuten lässt. Dies ganz besonders, 
wenn nicht einem 3-Säulen-Modell nachhaltiger Entwick-
lung mit drei gleichberechtigten Dimensionen Wirtschaft, 
Soziales und Umwelt Nachhaltigkeit gefolgt wird, sondern 
wenn - wie es im folgenden der Fall ist – von einem Kon-
zept ökologischer Nachhaltigkeit ausgegangen wird. In letz-
terem kommt der Berücksichtigung ökologischer Belange 
und Ziele eine Orientierungsfunktion für eine nachhaltige 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung zu. Es 
legt einen Schwerpunkt auf die Umweltpolitikintegration. In 
der Praxis bieten der Begriff nachhaltige Entwicklung und 
das entsprechende Leitbild in vielen Nachhaltigkeitspro-
zessen keine Orientierung mehr, vielmehr haben sie be-
dingt durch eine Überfrachtung mit diversen Ansprüchen 
ihre Leitfunktion eingebüsst. Der Ansatz der ökologischen 
Nachhaltigkeit soll dem entgegenwirken und dafür sorgen, 
dass vordringliche und ungelöste Umweltprobleme syste-
matisch auf die politische Agenda gebracht und einer Prob-
lemlösung zugeführt werden. Der Ansatz ökologischer 
Nachhaltigkeit ist nicht neu, aber er wird gegenwärtig wie-
der stärker thematisiert. In seinem Umweltgutachten 2002 
fordert der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 
die Orientierungsfunktion des Leitbildes einer nachhaltigen 
Entwicklung wieder herzustellen, in dem an dem Konzept 

der Integration von Umweltbelangen in andere Politikberei-
che festgehalten wird (SRU 2002:47). Dieser Sichtweise 
schließt sich die vorliegende Untersuchung an.  

Im Hinblick auf eine ökologisch nachhaltige Entwicklung ist 
die sub-nationale Politikebene relevant: Bei der Implemen-
tation der Umweltpolitik kommt ihr erfahrungsgemäß eine 
entscheidende Rolle zu. Des weiteren nimmt sie Einfluss 
auf die Politikformulierung bundespolitischer Maßnahmen 
und erweist sich mit eigenständigen landespolitischen 
Maßnahmen in Deutschland wie übrigens auch in den USA 
darüber hinaus auch als Schrittmacher der Umweltpolitik 
auf Bundesebene.  

Wenn es um die Beiträge von Gebietskörperschaften zur 
Lösung von globalen, regionalen und lokalen Umweltprob-
lemen geht, ist davon auszugehen, dass die Bundesländer 
ein wichtiger, wenngleich bisher stark vernachlässigter Ak-
teur sind. Möglicherweise verstellt die Diskussion über die 
abnehmenden politischen Beteiligungsmöglichkeiten der 
Bundesländer im Kontext europäischen Regierens 
(Sturm/Pehle 2001) wie auch im Kontext des deutschen 
Föderalismus den Blick auf die verbleibenden Handlungs-
potentiale. Kapitel 2 geht auf die Relevanz der sub-
nationalen Ebene für Nachhaltigkeitsprozesse in föderalen 
Systemen ein.  

Für bestimmte Aufgaben, ist die Landespolitik eine geeig-
nete Ebene. Sie weist im Rahmen ihrer Vollzugszuständig-
keiten die beste Eignung dafür auf, ökologische Ziele und 
Belange in das politisch-administrative System zu integrie-
ren. Sie kann ein leistungsfähiges Vollzugsmanagement 
entwickeln. Von dieser Warte aus kann sie Beiträge dazu 
leisten, dass die Berücksichtigung ökologischer Ziele auch 
in der Wirtschaft und in der Gesellschaft vorangetrieben 
wird. Die Landesebene verfügt dafür immer noch über - 
wenn auch abnehmende - gesetzgeberische Möglichkeiten. 
Sie kann außerdem die Formulierung messbarer Ziele und 
deren Vereinbarung mit Verursachergruppen vorantreiben. 
Sie kann Kooperationen entwickeln und Umweltziele mit 
landesspezifisch geeigneten Konzepten der Wirtschafts- 
und Technologieförderung abzustimmen.  

Den Handlungspotentialen der Bundesländer zur Operatio-
nalisierung einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung soll 
mit Blick auf besonders relevante „persistente Umweltprob-
leme“ (Jänicke/Volkery 2001) nachgegangen werden. Es 
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wird exploriert und exemplarisch dargestellt, wie die Bun-
desländer besonders dringliche Umweltprobleme, die um-
weltpolitisch bisher nicht gelöst werden konnten, adressie-
ren und dies in konkrete Staatstätigkeit umzusetzen. 

Bei der Untersuchung der Staatstätigkeit der Bundesländer 
wird die Sichtweise eingenommen, dass ökologische 
Nachhaltigkeit mit dem reaktiven, medial orientierten Vor-
gehen der Umweltpolitik nicht erreichbar ist. Ein weiterer, 
damit im engen Zusammenhang stehender Gesichtspunkt 
wird darin gesehen, dass das administrativ fragmentierte 
Vorgehen der Umweltpolitik in Deutschland nach wie vor 
der Integration von Umweltbelangen entgegensteht (Pehle 
1998). Darüber hinaus ist der traditionelle ordnungsrechtli-
che Ansatz der Umweltpolitik keinesfalls verzichtbar aber 
gewiss nicht hinreichend. Alle drei Aspekte sind hinlänglich 
bekannt und werden nur knapp abgehandelt (Kap. 3.1/3.2) 
Es wird im Licht der umweltpolitischen Debatte auf Erfah-
rungen der Umweltpolitik in den 1970er und 1980er Jahren 
eingegangen und ihr Paradigmenwechsel in den 1990er 
Jahren behandelt. Dabei finden integrative Instrumente der 
Umweltpolitik und Ansätze der Umweltpolitikintegration auf 
europäischer Ebene Berücksichtigung (Kap. 3.3).  

Ökologische Nachhaltigkeit bedarf eines neuen strategi-
schen Ansatzes (Jänicke 2000) der Umweltpolitik, der seit 
der Rio-Konferenz 1992 auf die Agenda vieler Staaten und 
auch der Europäischen Union gelangte. Er zeichnet sich 
durch Ziel- und Ergebnisorientierung, die Einbeziehung von 
Verursachern in die Problemlösung und durch eine starke 
Betonung eines öffentlichen Management der Umweltpolitik 
aus. Das Modell des neuen strategischen Politikansatzes 
lieferte der Niederländische Nationale Umweltplan NEPP 
(Kapitel 3.4.). Nationale und sub-nationale Umweltplanung 
nimmt in diesem neuen strategischen Ansatz der Umwelt-
politik einen zentralen Stellenwert ein. Aber darin erschöpft 
er sich nicht. Die Methodik der Planung, insbesondere die 
Ziel- und Ergebnisorientierung und der Einsatz von perfor-
mance-orientierten Managementmethoden, wie sie zum 
Beispiel in den USA praktiziert werden, durchdringt um-
weltpolitische Instrumente und ganz besonders den Vollzug 
der Umweltpolitik, die jetzt nicht mehr in erster Linie die 
Mittel sondern die Ziele festlegt.  

Wenn es um das Management der Umweltpolitik geht, ist 
keine Ebene so wichtig wie die der Bundesländer. Kapitel 4 
behandelt die Staatstätigkeit der Bundesländer zur Förde-
rung einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung. Maßnah-
men für eine ökologisch nachhaltige Entwicklung werden 

operationalisiert als langfristorientierte und auf Umweltpoli-
tikintegration ausgerichtete institutionelle Strukturen und 
inhaltliche Politikmaßnahmen. Institutionelle Strukturen fin-
den Berücksichtigung soweit sie der - auch ressortüber-
greifenden - Bearbeitung ökologisch nachhaltiger Entwick-
lung dienen. Als landespolitische Maßnahmen wurden als 
erstes – flächendeckend - strategische Umwelt- und Nach-
haltigkeitsplanungen untersucht. Sie werden daraufhin be-
trachtet, ob sie ressortübergreifend beschlossen wurden 
und inwiefern sie über eine ökologische Zielorientierung 
und über Ansätze eines Monitoring verfügen.  

Auf Grundlage von Interviews mit Vertretern der Umwelt-
ressorts der Bundesländer, darunter Minister, Staatsekretä-
re, Abteilungs- und Referatsleiter und weiteren Mitarbeitern 
der Umweltministerien und des weiteren einer schriftlichen 
Befragung wurde landespolitische Maßnahmen eruiert, die 
dem Management persistenter Umweltprobleme dienen. Im 
Rahmen der Interviews wurden die Vertreter der Umwelt-
ressorts der Länder nach landespolitischen Problemlösun-
gen in den Bereichen Klimaschutz, Verkehr, Flächenmana-
gement und Landwirtschaft gefragt, die sie als „best prac-
tice“ bezeichnen würden. Des weiteren wurde die Frage 
nach landespolitischen Kooperationen mit der Wirtschaft 
gestellt. Es handelt sich nicht um eine flächendeckende 
Erhebung, sondern um eine explorative Voruntersuchung. 
In die Darstellung wurden landespolitische Maßnahmen 
aufgenommen, die exemplarisch als Politikinnovationen der 
landespolitischen Ebene gelten können. In Anbetracht der 
regen Aktivitäten im Bereich des Klimaschutzes, die im 
vorgegebenen Rahmen nicht umfassend untersucht wer-
den konnten, fiel die Entscheidung, die Darstellung – aller-
dings flächendeckend - auf zielorientierte Klimaschutzpro-
gramme auszurichten. 

Ein letzter Abschnitt befasst sich mit jenen Bedingungen, 
die landespolitische Politikinnovationen im Bereich der stra-
tegischen Umweltplanung, beim sektoralen Umweltmana-
gement und insbesondere bei dem Management persisten-
ter Umweltprobleme angetrieben haben. Ebenfalls wird der 
Frage nachgegangen, welche Restriktionen die Umwelt-
ressorts der Bundesländer sehen. 

Ziel dieser Studie ist es, die Aufmerksamkeit auf Hand-
lungsspielräume der vernachlässigten Politikebene der 
Bundesländer zu lenken und dabei den Blick auf die be-
sonders dringlichen Themen der Umweltpolitik in den In-
dustrieländern zu richten. 
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2 Ökologische nachhaltige Entwicklung im föderalen System  

Die Umsetzung des Konzepts einer ökologisch nachhalti-
gen Entwicklung im Rahmen der Staatstätigkeit auf natio-
naler und lokaler Ebene wurde im vergangenen Jahrzehnt 
aus verschiedener Perspektive, im Rio-Prozess selbst, in 
der wissenschaftlichen Fachdiskussion (Lafferty/Meadow-
croft 2000, Lafferty 2001, Laffery/Eckerberg 1998, Coenen 
2000) und durch internationale Organisationen wie die Or-
ganisation für ökonomische Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) und die International Council for Local Envi-
ronmental Initiatives (ICLEI) evaluiert. Dagegen wird die 
Implementation nachhaltiger Entwicklung auf der sub-
nationalen Ebene und ihre vertikale Integration in föderalen 
Systemen bisher kaum betrachtet.1 Die Beispiele Kanadas, 
der Schweiz und Österreichs, zeigen, dass die Koordinati-
on nationalstaatlicher strategischer Planung mit der Län-
derebene Schwierigkeiten aufweist. Dort wurde die sub-
nationale Ebene nicht systematisch in die nationale Um-
weltplanung einbezogen (Jänicke/ Carius/ Jörgens 1997: 
57). Lafferty und Meadowcroft haben bezüglich der vertika-
len Integration im Rahmen ihres Vergleiches von Nachhal-
tigkeitsprozessen in neun Industrieländern und der Europä-
ischen Union die folgenden Mechanismen aufgedeckt: In 
föderalen Systemen wurde die Schwierigkeit ersichtlich, 
regionale und nationale Prioritäten miteinander in Einklang 
zu bringen (Australien, Kanada) und eine nationale Orien-
tierung des Nachhaltigkeitsprozesses zu entwickeln. Span-
nungspole in den genannten Ländern waren die Umset-
zung internationaler Vereinbarungen zum Klimaschutz, zu 
Energie und natürlichen Ressourcen. In den USA waren 
Nachhaltigkeitsansätze auf einzelstaatlicher und regionaler 
Ebene erfolgreicher als auf zentralstaatlicher Ebene (Laf-
ferty/ Meadowcroft 2000, RRI 2001). Für Deutschland lie-
gen bislang keine entsprechenden Untersuchungen zum 
Nachhaltigkeitsprozess vor.  

Die umweltpolitische Leistungsfähigkeit des deutschen Fö-
deralismus wird ambivalent beurteilt (Müller-Brandeck-
Boquet 1993). In der deutschen Umweltpolitik hat die Ver-
schiebung der legislativen Kompetenzen hin zur Bundes-
ebene den regulativen Spielraum der Bundesländer erheb-
lich eingeschränkt. Einerseits wurde die Politikverflech-
tungsfalle (Scharpf 1994) zum Beispiel in der der konkur-
                                                                 
1 Dies mag im Zusammenhang mit der Agenda 21 stehen, 

welche in den Kapiteln 8 und 28 die zentralstaatliche und die 
lokale anders als die sub-nationale Ebene direkt anspricht. 

rierenden Gesetzgebung unterliegenden Abfallpolitik nach-
gewiesen (Barbian 1990). Andererseits erwiesen die Län-
der sich im gleichen Umweltpolitikfeld als Schrittmacher 
bundespolitischer Maßnahmen, so zum Beispiel Bayern 
und Hessen bei der Entwicklung eines bundesweiten Risi-
komanagement für Sonderabfälle (Jörgensen 1996). Für 
die erste Hälfte der 1990er Jahre stellt Brandeck-Bouquet 
eine verstärkte Aktivität föderaler Umweltpolitik fest. Die 
Bundesländer ergriffen Initiativen, um neue oder bereits auf 
Landesebene praktizierte Politikmaßnahmen auf Bundes-
ebene zu verankern, und machten ihren Einfluss zur Ver-
schärfung bundespolitischer Politikvorschläge zu Umwelt-
haftung, Abfallpolitik und zum Klimaschutz geltend (Müller-
Brandeck-Boquet 1996: 130 ff.). Bei der Implementation 
des bundesrechtlichen Rahmens entwickelten die Länder 
kreative Problemlösungen und nutzten den ordnungsrecht-
lichen Vollzug teilweise effizient zur Umweltvorsorge. Das 
hessische Vollzugsmanagement der immissionsschutz-
rechtlichen Pflicht zur Reststoffvermeidung (Klo-
ckow/Darimont 1991) fand in anderen Bundesländern 
Nachahmung. Letztlich erschöpfen sich die Handlungs-
möglichkeiten der sub-nationalen Ebene nicht in der Mit-
wirkung bei der Bundesgesetzgebung und der Implementa-
tion bundespolitischer Maßnahmen. Beispiele wie die Son-
derabfallpolitik Bayerns und Hessens in den 1980er Jah-
ren, energiepolitische Ansätze Berlins (Matthes/ Pöschk/ 
Wanke 1997)2 und anderer Bundesländer zeigen, dass die 
sub-nationale Ebene über eigenständige Handlungschan-
cen für die Entwicklung und Einführung von Problemlösun-
gen verfügt. 

Unbestreitbar haben die deutschen Länder eine zentrale 
Funktion im Vollzug. Von ihnen hängt entscheidend die 
umweltpolitische Performanz ab und sie bringen des weite-
ren auch Umweltpolitikinnovationen hervor. Gleiches gilt 
bei der noch innovationsoffeneren Variante des US-
Föderalismus für die US-Bundesstaaten. Auch ihnen 
kommt hohe Bedeutung in der föderalen Umweltpolitik zu. 
Sie betrifft die Politikformulierung und die Implementation. 
U.S.-Bundesstaaten wie Kalifornien, Oregon, Minnesota, 
New Jersey und Massachusetts haben Umweltpolitikinno-
vationen entwickelt (Kern 2000), die von anderen Staaten 
                                                                 
2 Innovative Ansätze sind der Berliner Energiebeirat, die Ener-

giesparpartnerschaften, der Berliner Energiedienstleistungs-
standard BEST, das Berliner ImpulsE-Programm. 
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übernommen wurden. Des weiteren wurden Management-
ansätze für einen ergebnisorientierten Vollzug eingeführt 
(Rosenbaum 2000, Rabe 2000). Vieles spricht deshalb da-
für, dass die sub-nationale Ebene ebenfalls eine zentrale 
Rolle im Nachhaltigkeitsprozess haben sollte.  

Die innovative Rolle der deutschen Bundesländer in der 
Umweltpolitik ist weitaus weniger systematisch erforscht 
als die der US-Bundesstaaten (Kern 2000, Rosenbaum 
2000, Rabe 2000). Umso interessanter ist die konkrete 
Frage nach den tatsächlichen Handlungsspielräumen und 
der Praxis der landespolitischen Ebene in Deutschland.  

3 Langfristorientierung und Umweltpolitikintegration in der Umweltpolitik 

Ausgehend von der UNCED-Konferenz in Rio de Janeiro 
des Jahres 1992 und der dort formulierten Agenda 21 wur-
den zwei zentrale Aspekte erfolgreicher Umweltpolitik wie-
der neu auf die umweltpolitische Tagesordnung gebracht. 
Diese Aspekte betreffen die Integration umweltpolitischer 
Belange in andere umweltrelevante sektorale Politikfelder 
und des weiteren den Bedarf für eine Langfristorientierung 
der Umweltpolitik. Im Kapitel 8.7 der Agenda 21 werden die 
Staaten zur Entwicklung einer Nachhaltigkeitsstrategie 
aufgefordert, die dreierlei zu leisten soll3: Erstens die Integ-
ration ökonomischer, sozialer und ökologischer Belange 
(Politikintegration), zweitens den Entwurf eines langfristig 
orientierten planvollen Vorgehens zur Erreichung einer 
nachhaltigen Entwicklung (Langfristorientierung) und drit-
tens die Beteiligung von wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Akteuren am Prozess der Strategieentwicklung und 
an der Implementation (Kooperation und Partizipation). 

3.1 Historische Wurzeln von Langfrist-
orientierung und Integrationsprinzip  

Diese umweltpolitischen Paradigmen haben ihren Ur-
sprung in den 1970er Jahren. Bereits in dieser Entste-
hungsphase moderner Umweltpolitik wurde die Notwendig-
keit von Langfristorientierung, Politikintegration und Prä-
vention betont. Die Stockholmer Erklärung der UN-
Umweltkonferenz von 1972 (United Nations General As-
sembly 1972: 19 ff) forderte in ihren Prinzipien eine lang-
fristige Planung, ein zielorientiertes Management und die 
Schaffung entsprechender staatlicher Institutionen zur Ge-
währleistung des Schutzes aller natürlicher Ressourcen 
zum Nutzen gegenwärtiger und zukünftiger Generationen. 
Der Umweltaktionsplan der Vereinten Nationen für eine 
menschliche Umwelt sollte eine Bewertung der Umweltsi-
tuation (Earthwatch) mit der Formulierung von Zielen und 
Maßnahmen verbinden und diese in internationale Konsul-
                                                                 
3 BMU (Hrsg.) (1992): Agenda 21, Konferenz der Vereinten 

Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de 
Janeiro - Dokumente. 

tationen und Übereinkünfte überführen. Auch die Notwen-
digkeit einer Politikintegration wurde früh erkannt. So for-
derte das erste Umweltaktionsprogramm der Europäischen 
Gemeinschaft von 1973 die Berücksichtigung von Umwelt-
wirkungen bei Planungs- und Entscheidungsprozessen der 
Mitgliedstaaten und in der Gemeinschaft.  

Diese Impulse aus dem internationalen Bereich hatten ihre 
Entsprechung in mehreren Nationalstaaten. In den Anfän-
gen der niederländischen Umweltpolitik wurde in den 
1970er Jahren die Idee einer langfristig orientierten, strate-
gisch angelegten Umweltpolitik diskutiert (Bennett 1997). 
Auch die ersten beiden Umweltprogramme der deutschen 
Bundesregierung von 1971 und 1976 - stellten fest, dass 
Umweltpolitik Querschnittscharakter haben müsse und 
möglichst an der Quelle der Problementstehung ansetzen 
müsse. Das erste Umweltprogramm der deutschen Bun-
desregierung von 1971 wies auch eine langfristige Per-
spektive auf, es trug sogar schon Züge eines "modernen 
Umwelt(aktions)plans" (Jänicke 1999:31), obwohl strategi-
sche Umweltplanung an sich erst Ende der 80er Jahre mit 
dem niederländischen National Environmental Policy Plan 
(NEPP) Gestalt annahm. Es enthielt systematisch für den 
medial orientierten Umweltschutz konkrete, teilweise bud-
getierte Politikplanungen (Gesetze, Verordnungen, Modell-
projekte etc.). Dem Vergleich zur weiteren umweltpoliti-
schen Programmatik der deutschen Umweltpolitik hält es 
bis heute als ein "konzeptionelles Monumentalgebäude" 
(Weidner 1991: 26) stand.  

3.2 Umweltpolitik in der Praxis:  
Nachsorgend und Reaktiv  

Obschon bereits in der ersten Phase der Umweltpolitik die 
Notwendigkeit einer querschnittsorientierten und langfristi-
gen Vorgehensweisen erkannt wurde, gingen diese ersten 
systematischen Ansätze in der Bundesrepublik Deutsch-
land in den folgenden Phasen verloren. Die deutsche Um-
weltpolitik geriet Mitte der 1970er Jahre in der Folge der 
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Öl-Krise 1973/74 insbesondere aufgrund der erfolgreichen 
Abwehr von Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften 
sowohl hinsichtlich der Programmformulierung als auch 
des umweltpolitischen Vollzugs in eine Phase der Stagna-
tion (Müller 1989, Malunat 1994). Die bis dahin erlassenen 
vor allem medialen Umweltgesetze trugen zwar zu erhebli-
chen Fortschritten bei, aber das anfänglich systematische, 
planvolle Vorgehen wurde durch reaktive auf akute Prob-
lemlagen reagierende Politikgestaltung abgelöst. Die in 
den 1980er Jahren erzielten Fortschritte in der Luftreinhal-
tung, beim Gewässerschutz und der Entwicklung einer ge-
ordneten Abfallentsorgung wurden durch den Einsatz e-
missionsmindernder nachgeschalteter Techniken erzielt, 
die per Ordnungsrecht vorgeschrieben wurden. Es kam zu 
Umweltqualitätsverbesserungen der Luft hinsichtlich ein-
zelner Schadstoffe (Schwefeldioxid, Stickstoffoxide und 
Staubemissionen) (BMU 1998: 65 ff) und von Gewässern. 
Zu den Erfolgen trugen Maßnahmen wie das Verbot blei-
haltigen Benzins, die Förderung schadstoffarmer Pkw mit 
Katalysator und insbesondere die Großfeuerungsanlagen-
Verordnung bei, welche die europaweit strengsten Begren-
zungen der Emission von Luftschadstoffen vorsah (BMU 
1998: 70). Die Durchsetzung konflikthafter umweltpoliti-
scher Maßnahmen - insbesondere im Bereich der Elektrizi-
tätswirtschaft - wurde erleichtert durch die öffentliche Auf-
merksamkeit, die das Problem des Waldsterbens in den 
80er Jahren erlangte. 

Diesem command-and-control Muster der Umweltpolitik 
werden Defizite der Effizienz und der Effektivität zuge-
schrieben (Mayntz u.a. 1978, Müller 1986, Coenen u.a. 
1995). Teilweise wurden Umweltprobleme nur verschoben 
statt sie kausal zu lösen. Durch nachgeschaltete - end-of-
pipe - Maßnahmen der Luft- und Gewässerreinhaltung 
wurde ein beachtliches Aufkommen gefährlicher Abfälle er-
zeugt und diese Schadstofffrachten von den Emissionswe-
gen Luft und Wasser in den Boden umgelenkt. Themen wie 
die Bodenverseuchung und andere weniger sichtbare und 
weniger alarmierende Probleme, wie der Flächenver-
brauch, gelangten lange Zeit nicht auf die politische Agen-
da der Umweltpolitik. Zu den vernachlässigten Bereichen in 
Deutschland gehörten der Bodenschutz (Zieschank 1988) 
einschließlich des Flächenverbrauchs und in den 1970er 
und 1980er Jahren die Sonderabfallproblematik (Jörgen-
sen 1996). Sie gehören wie der Klimawandel und die 
Grundwasserverseuchung zu jenen durch die Organisation 
für ökonomische Zusammenarbeit und Entwicklung, den 
niederländischen Umweltplan und die Europäische Um-

weltagentur Ende der 1990er Jahre thematisierten „persis-
tenten Umweltproblemen“. Dieser Problemtyp betrifft lang-
fristige und teilweise irreversible Verschlechterungen der 
Umweltsituation, die umweltpolitisch bislang nicht aufge-
halten und gelöst werden konnten (Jänicke/Volkery 2001). 

Die umweltpolitikwissenschaftliche Debatte nahm in den 
80er Jahren insbesondere den Rückstand bei der Gestal-
tung einer vorbeugenden, präventiven Umweltpolitik4 wahr, 
die sich von der reinen Reparatur und Entsorgung abwen-
den und den Ursachen von Umweltbelastungen zuwenden 
sollte. Die Diskussion über Methoden und Leitziele vorsor-
gender Umweltpolitik wurde überführt in den Diskurs über 
ökologische Modernisierung (Jänicke 1984, Prittwitz 1993, 
Jänicke 2000) und findet sich in der umweltpolitischen Pro-
grammatik einiger europäischer Staaten und auch im 1998 
geschlossenen Koalitionsvertrag der rot-grünen Bundesre-
gierung wieder. Das Konzept der ökologischen Modernisie-
rung bezieht sich auf Potentiale umweltangepasster Tech-
nik, auf Ressourceneffizienz, Energieeffizienz, effiziente 
Boden- und Wassernutzung effiziente Logistik, die Vermin-
derung industrieller Risiken und auf die mit entsprechen-
den Innovationen verbundenen neuen Beschäftigungspo-
tentiale (Jänicke 1999: 127). Ökologische Modernisierung 
setzt auch eine politische Modernisierung der Staatstätig-
keit voraus. Dabei wird command-and-control Steuerung 
zumindest teilweise abgelöst durch einen kooperativen - 
Innovateure in dialogischen Politikprozessen integrieren-
den – Politikstil (Jänicke 1993: 28).  

Ökologische Modernisierung beinhaltet noch nicht die zu 
einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung erforderlichen 
Strukturveränderungen, wie beispielsweise am Verkehr er-
sichtlich wird: Zwar konnte in Deutschland durch verbes-
serte Technik die Entwicklung der Schadstoffemissionen 
vom Verkehrswachstum entkoppelt werden, aber das star-
ke Wachstum des Verkehrs und damit der CO2-Emissionen 
des Verkehrs widerstreben zunehmend den nationalen 
Klimaschutzzielen (Bundesregierung 2002) und sind eine 
Belastung für Böden, Gewässer, Biodiversität und nicht zu-
letzt die menschliche Gesundheit. Konzepte der ökologi-
schen Modernisierung und der ökologischen Strukturver-
änderungen setzen neue Anforderungen an die Staatstä-
tigkeit. Sie bedürfen der seit Beginn der 1970er Jahre ge-
forderten Umweltpolitikintegration und langfristig orientier-
ter institutioneller Strukturen. Ökologische Modernisierung 

                                                                 
4 Wie in dem von Udo Simonis 1988 editierten Sammelband 

"Präventive Umweltpolitik". 
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und Strukturveränderungen können nicht wirkungsvoll aus 
der Perspektive einzelner Ressorts verfolgt werden, son-
dern bedürfen einer ressortübergreifenden Bearbeitung. 
Umweltpolitikintegration ist eine schwierige Aufgabe, an 
der sich viele Länder und auch die europäische Politik 
schwer tun (Lenschow 2002). Für sie ist die institutionelle 
Struktur der Umweltpolitik auf der Bundesebene in 
Deutschland nicht ausgelegt (Pehle 1998).  

3.3 Ansätze integrierterer Umweltpolitik und 
der Umweltpolitikintegration in der EU  

Als Impulsgeber für eine integriertere medienübergreifende 
Umweltpolitik und die Berücksichtigung von Umweltbelan-
gen in umweltrelevanten Handlungsfeldern entwickelte sich 
seit den 90er Jahren die Europäische Gemeinschaft. Die 
europäische Umweltpolitik entwickelte einige umweltpoliti-
sche Instrumente wie die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) (1985), die zur Berücksichtigung von Umweltfolgen 
bei Bauvorhaben und bestimmten Industrieanlagen beitra-
gen sollte und ferner die Richtlinie über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 
(IVU)5, die insbesondere der Problemverschiebung zwi-
schen Umweltmedien entgegenwirken soll. Unabhängig 
von dem Instrument der Umweltverträglichkeitsprüfung im 
europäischen und seiner Umsetzung in das deutsche Um-
weltrecht, wurden in Deutschland übrigens auf kommunaler 
Ebene eigenständige Umweltverträglichkeitsprüfungen 
entwickelt und umgesetzt. Zahlreiche Kommunen führten 
eine UVP für öffentliche Projekte mit Öffentlichkeitsbeteili-
gung ein (Braun/Enderle 1991).  

Ein neuartiger Ansatz der europäischen Umweltpolitik war 
insbesondere das 1993 ins Leben gerufene europäische 
Umwelt-Auditsystem (EMAS), das Unternehmen auf freiwil-
liger Basis die Möglichkeit zur Beteiligung und zur Verbes-
serung des betrieblichen Umweltmanagement bietet. Bei 
allen Begrenzungen, die EMAS hinsichtlich der Ökologisie-
rung von Unternehmen aufweist (Freimann 1999), markiert 
es dennoch eine neue umweltpolitische Herangehenswei-
se. Sie zielt auf die Stärkung der umweltpolitischen Eigen-
verantwortung von Unternehmen ab und regt an zur For-
mulierung einer betrieblichen Umweltpolitik und eines Um-
weltprogramms. Vor allem durch die Einführung und Im-
plementation eines Umweltmanagementsystems sollen 
stetige Verbesserungen des Umweltschutzes in Unterneh-

                                                                 
5 Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über 

die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung, Amtsblatt L 257 vom 10.10.1996 

men vorangebracht werden. EMAS hat seit seiner Einfüh-
rung eine erhebliche öffentliche Resonanz nicht nur in 
Fachdebatten sondern auch in der praktischen Umsetzung 
erfahren. Es wurde verbunden mit Ideen und betrieblichen 
Umweltschutzinstrumenten, die von Pionierunternehmen in 
der Wirtschaft entwickelt wurden, wie Ansätze des Öko-
Controlling und des strategischen Umweltmanagement.  

Die genannten Instrumente und Ansätze, wie sie auf euro-
päischer Ebene, in den Kommunen aber auch in der Wirt-
schaft entwickelt wurden, überwinden die Defizite des me-
dialen Umweltschutzes und tragen zweifellos zur Integrati-
on von Umweltschutzbelangen in öffentlichen und privaten 
Projekten bei. Was sie aber noch nicht leisten, ist die lang-
fristige, systematische Integration von Umweltschutzbelan-
gen in die umweltrelevante Staatstätigkeit, in die „public 
policies“, und die entsprechenden Sektoren, von denen er-
hebliche Umweltbelastungen ausgehen, wie etwa die E-
nergiewirtschaft, den Verkehr, die Landwirtschaft und den 
Bausektor. Einige Schritte in diese Richtung hat die euro-
päische Politikebene gemacht. Im Kontext der europäi-
schen Politik wurden institutionelle Strukturen und Prozes-
se zur Förderung der Umweltpolitikintegration entwickelte. 
1986 gelangte zunächst die Querschnittsklausel in den Ar-
tikel 130r (2) Unterabsatz 1 der Einheitlichen Europäischen 
Akte, welche die Berücksichtigung von Erfordernissen des 
Umweltschutzes im Rahmen der sonstigen Gemein-
schaftspolitik vorsah. Sie verzeichnete noch keine nen-
nenswerten Wirkungen und wurde im Vertrag von Amster-
dam 1997 durch das Integrationsprinzip in Artikel 6 EGV 
abgelöst. Als eigenständiges Prinzip betrachtet, erfordert 
es insbesondere die Integration noch unberücksichtigter 
umweltpolitischer Belange und Interessen in andere recht-
liche Regelungen und Prinzipien (Nollkaemper 2002: 28). 
Um Zielkonflikte anzuwendender Normen auflösen zu kön-
nen, sind allerdings Kriterien zur Evaluation der Umweltpo-
litikintegration erforderlich (ebd.: 31). Neben der vertragli-
chen Verankerung des Integrationsprinzips und des 
Grundsatzes der nachhaltigen Entwicklung wurde auch die 
umweltpolitische Programmatik reformuliert: Das fünfte 
Umweltaktionsprogramm (1993) der EU leitete ein neues 
Vorgehen europäischer Umweltpolitik zur Erreichung einer 
nachhaltigen Entwicklung ein. Fünf Sektoren - Industrie, 
Energie, Transport und Verkehr, Landwirtschaft und Tou-
rismus - von denen besonders relevante Umweltwirkungen 
ausgehen, wurden ausgewählt und mit einem zielorientier-
ten Vorgehen adressiert. Problemlösungen sollten von nun 
an weniger in einem regulativen, "top-down" Ansatz der 
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Umweltpolitik als vielmehr in selbstregulierenden und 
marktorientierten Instrumenten gefunden werden und "eine 
vollkommene Integration von Umweltfragen in die Pläne 
und Aktivitäten der Schlüsselsektoren der Wirtschaft" mög-
lich werden (Donkers 2000: 56). Diese Überlegungen wur-
den - zeitlich parallel - bei den Vorbereitungen für die 
United Nations Conference for Environment and Develop-
ment angestellt, die 1992 in Rio de Janeiro stattfand.  

Nach dem fünften Umweltaktionsprogramm der EU war der 
1998 durch eine Initiative der europäischen Kommission 
(Europäische Kommission 1998) und einen Beschluss des 
Europäischen Rates der Staats- und Regierungschefs (Eu-
ropäischer Rat 1998) eingeleitete Cardiff-Prozess ein wich-
tiger Schritt zur Konkretisierung der in Artikel 6 des EG 
Vertrages vorgesehenen Umweltpolitikintegration. Mit ihm 
wurde ein bemerkenswerter Prozess in Gang gesetzt, 
Umweltschutz systematisch in öffentliches Handeln in ver-
schiedenen Politikfeldern zu verankern. Mittels sektoraler 
Integrationsstrategien, erarbeitet von den entsprechenden 
Ressorts selbst, sollte Umweltschutz systematisch in rele-
vante Politikfelder integriert werden. Die Fachministerräte 
Energie, Transport und Landwirtschaft erhielten als erste 
die Aufforderung zur Erarbeitung sektoraler Berichte und 
Integrationsstrategien. Bei den folgenden Sitzungen des 
Europäischen Rates 1998 und 1999 wurden weitere Sekto-
ren zur Erarbeitung von Integrationsstrategien aufgefordert: 
Binnenmarkt, Industrie, Finanzen und Fischerei. Der Car-
diff-Prozess nahm bislang noch nicht den geplanten Ver-
lauf (SRU 2002). Anders als ursprünglich vorgesehen 
konnte die Implementation in Göteborg 2001 noch nicht 
eingeleitet werden. Die vorgelegten Strategien und Berich-
te genügten noch nicht den Ansprüchen der Umweltpolitik-
integration und sollen auf der Sitzung des Europäischen 
Rates im Frühjahr 2002 vorgelegt werden.  

Alles in allem hat die europäische Politik einige zentrale 
Schwachstellen bisheriger Umweltpolitik erkannt und bear-
beitet: UVP und die IVU überwinden das mediale Vorgehen 
der Umweltpolitik. EMAS bezieht die Verursacher durch 
Aktivierung des Umwelthandelns von Unternehmen in die 
Umweltpolitik ein. Das fünfte Umweltaktionsprogramm voll-
zog den Paradigmenwechsel zur zielorientierten Umwelt-
politik. Der Cardiff-Prozess bereitete den Einstieg in die 
sektorale Umweltpolitikintegration. Für diese Politikansätze 
gilt, dass sie auch sub-nationale Handlungsoptionen bein-
halten. UVP und IVU können durch ein gezieltes Vollzugs-
management zu einer integrierteren Umweltpolitik beitra-
gen. EMAS kann der Anknüpfungspunkt für auf Umwelt-

verbesserungen gerichtete Kooperationen zwischen Staat 
und Wirtschaft sein. Das fünfte Umweltaktionsprogramm 
gab Anstöße für die strategische Nachhaltigkeitsplanung 
auf Landesebene. Der Cardiff-Prozess kann – jedenfalls 
vom Ansatz her – auch als Impulsgeber für sektorale Um-
weltstrategien auf Landesebene gesehen werden. 

3.4 Der niederländische Umweltplan  
und der Rio-Prozess 

Letztlich wurde das Vorbild eines langfristig orientierten, in-
tegrativen Politikansatzes, das seitdem weltweit Modell 
steht, in den Niederlanden entwickelt. Der im Jahr 1989 
verabschiedete niederländische National Environmental 
Policy Plan (NEPP) beruhte auf wissenschaftlicher Prob-
lemanalyse und war mit konkreten Zielen ausgewiesen. Er 
verfügte über einen klaren Zeithorizont für seine Umset-
zung und wies eine institutionelle Struktur für seine Umset-
zung durch öffentliche und private Akteure auf: "Especially 
striking is the emphasis on creating and managing a broad, 
long-term process in which a range of government depart-
ments, other authorities, industry and societal groups are 
allocated a functional role in devising specific actions and 
ensuring their implementation” (Bennett 1997: 82). 

Auch die UNCED-Konferenz in Rio de Janeiro hat ihre Be-
schlüsse und Empfehlungen für den Prozess einer nach-
haltigen Entwicklung an dem niederländischen Modell ori-
entiert und damit für seine weitere Ausbreitung gesorgt. 
Die Agenda 21 verpflichtet die Unterzeichnerstaaten bis 
zum Jahr 2002 eine Nachhaltigkeitsstrategie zu entwickeln. 
Diese Aufforderung der Agenda 21 wird in der wissen-
schaftlichen Fachdiskussion als ein neuer strategischer 
Ansatz langfristiger Umweltpolitik konzeptionalisiert (Jäni-
cke 2000), dessen herausragendes Merkmal die Zielorien-
tierung ist. Im Gegensatz hierzu richtete sich Umweltpolitik 
bisher häufig am technisch Möglichen aus und reagierte - 
insbesondere in Zeiten umweltpolitischer Stagnation - bei 
Vernachlässigung latenter Probleme auf akute Problemla-
gen. Performanzdefizite waren nicht nur ein Merkmal der 
deutschen Umweltpolitik, sondern beschäftigten auch die 
Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedsstaaten. Der 
neue Ansatz strategischer Umweltplanung will den genann-
ten Schwächen regulativer, technikfixierter Umweltpolitik 
begegnen. Er substituiert den ordnungsrechtliche Ansätze 
nicht, will aber einen Rahmen für ein an Zielen ausgerich-
tetes management by objectives und damit einen an der 
Performanz orientierten Vollzug schaffen. Sein wichtigster 
Steuerungsmodus ist die Orientierung an mittel- und lang-
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fristigen Umweltzielen, die sich an einer vorangegangenen 
Problemanalyse orientieren. Die Umweltplanung adressiert 
– idealiter - Problemfelder, Verursachungsbereiche und 
Zielgruppen für die Umsetzung. Seinen verpflichtenden 
Charakter erhält ein Plan durch die konsensuale Abstim-
mung von Zielen mit den entsprechenden Zielgruppen und 
einen Regierungsbeschluss. Eine Bedingung für die plan-
mäßige Umsetzung sind Monitoring und Berichterstattung.  

Weltweit haben viele Staaten, angeregt durch den Rio-Pro-
zess und das Konzept einer nachhaltigen Entwicklung stra-
tegische Planungsprozesse für eine nachhaltige Entwick-
lung aufgenommen (Jänicke/Jörgens 1998: 28,36; Laffer-
ty/Meadowcroft 2000: 356). Strategische Planungsprozes-
se heben sich von früheren Ansätzen der Umweltpolitik 
dadurch ab, dass sie Umweltprobleme umfassender ad-
ressieren, dabei eine Langfristorientierung verfolgen und 
nationale Probleme in den globalen Kontext stellen. Die 

bisher erarbeiteten Pläne unterscheiden sich durch die ad-
ressierten Politikbereiche, ihre rechtliche Qualität, die da-
hinterstehenden öffentlichen Organisationen, die inner- und 
intergouvernmentale horizontale und vertikale Abstimmung 
und die Beteiligung von Akteuren aus Wirtschaft und Ge-
sellschaft. Unterschiedlich sind des weiteren die Zielquali-
tät (Befristung, Quantifizierung), die Zielbereiche und Re-
gelungen zur Rückkopplung des Planungsprozesses (Mo-
nitoring). Es wird mit verschiedenen Verfahren der Planung 
experimentiert. Als stabiler Trend gilt die Formulierung dif-
ferenzierter Ziele mit messbaren Zielerreichungskriterien, 
die nicht nur aus umweltpolitischer sondern auch aus Un-
ternehmenssicht eingefordert werden und für die systema-
tische Grundlagen von Policy-Transferinstitutionen wie der 
UNCSD und der OECD erarbeitet werden (Laffer-
ty/Meadowcroft 2000). 

4 Langfristorientierung und Umweltpolitikintegration - Die Staatstätigkeit  
der Bundesländer 

Landespolitische Handlungschancen zur Förderung einer 
ökologisch nachhaltigen Entwicklung bestehen insbeson-
dere in der langfristorientierten Bearbeitung von Umwelt-
problemen und in der Förderung der Umweltpolitikinte-
gration. Durch die Gestaltung institutioneller Strukturen und 
die inhaltliche Ausrichtung der Politik kann die Integration 
umweltpolitischer Ziele und Maßnahmen in jene Politik-
bereiche, die umweltpolitische Problemsektoren induzie-
ren, gefördert werden. Es werden folgende Aspekte be-
rücksichtigt:  

Wie wurde das politisch-administrative System zur 
Bearbeitung langfristiger und ressortübergreifender 
Problemlagen organisiert?  

Unter diesem Aspekt werden administrative Zuständigkei-
ten für eine ökologisch nachhaltige Entwicklung und res-
sortübergreifende Arbeitsstrukturen betrachtet, die eine ho-
rizontale Kooperation ermöglichen. Es finden ausserdem 
Regierungsbeschlüsse Berücksichtigung, die langfristorien-
tierte integrative Maßnahmen vorsehen. Dazu zählen Be-
schlüsse zu einer Agenda 21-Planung und zur Umweltpla-
nung, zu Berichtspflichten, zu sektoralen Umweltintegrati-
onsstrategien und zu einem Monitoring für den Nachhaltig-
keitsprozess. 

Hat das Bundesland den Prozess einer strategischen Um-
welt- bzw. Nachhaltigkeitsplanung aufgenommen?  

Es wird für alle Bundesländer untersucht, wie eine ökolo-
gisch nachhaltige Entwicklung mit einer strategischen Pla-
nung implementiert wird. Solche strategischen Planungen 
für den Nachhaltigkeitsprozess werden auch auf sub-natio-
naler Ebene in den deutschen Bundesländern vorgenom-
men und können zum Beispiel in Agenda 21-Programmen 
oder Umweltplänen Gestalt annehmen. Beide Ansätze tra-
gen in ausgereifter Form durch konsensual vereinbarte 
quantitative und befristete Ziele, Berichtspflichten, Befris-
tungen und - allerdings eher nachgeordnet - auch durch 
regionale Umweltindikatoren zu einer langfristig orientierten 
Politik bei. 

Gibt es Beispiele für landespolitische Politikinnovationen 
zum Management persistenter Umweltprobleme? 

Exemplarisch werden schließlich Politikinnovationen der 
Bundesländer zum Management persistenter Umweltprob-
lemen dargestellt. Persistente Umweltprobleme (Jänicke/ 
Volkery 2001) sind Umweltprobleme mit negativen Trend-
verlauf, die bislang umweltpolitisch noch nicht unter Kon-
trolle gebracht werden konnten: Flächenverbrauch, Klima-
wandel und die Verseuchung des Bodens. Vier politische 
Handlungsfelder werden berücksichtigt. Darunter solche, 
die Bezüge zu Umweltschutzgütern nominell herstellen, 
wie der Klimaschutz und das Flächenmanagement. Des 
weiteren solche, die Sektoren wie Verkehr und Landwirt-
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schaft adressieren, welche besonders stark zur Verursa-
chung von Umweltproblemen beitragen: 

Klimaschutz/Energiepolitik, ist ein auf Bundes- und Län-
derebene bereits länger als ein Jahrzehnt ausdifferenzier-
tes Aufgabenfeld, das häufig dem Umwelt- oder Wirt-
schaftsressort zugeordnet ist und verschiedene Verursa-
chungsbereiche und Politikressorts adressiert. 

Das Flächenmanagement, das als politisches Handlungs-
feld noch nicht so systematisch ausdifferenziert ist wie der 
Klimaschutz, für das sich aber schon seit einigen Jahren 
Politikvorschläge auf der Agenda befinden. Die Umweltres-
sorts der Bundesländer betrachten den Flächenverbrauch 
als ein vordringliches Problem und erörterten dies im Rah-
men des von den Bundesländern auf der Umweltminister-
konferenz im Mai 2001 gegründeten Bund-Länder-
Arbeitskreises Nachhaltige Entwicklung. Flächeninan-
spruchnahme war auch ein wesentliches Thema bei den 
Arbeiten der 13. Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages (Deutscher Bundestag 1998), im Bericht der 
Bundesregierung anlässlich des Rio+5 Weltgipfels 1997 
(BMU 1997) und in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung (2002). Flächenmanagement kann 
nur ressortübergreifend bearbeitet werden und betrifft die 
Verursachungsbereiche Wohn- und Gewerbesiedlung, Ver-
kehr und Landwirtschaft. 

Die Verkehrspolitik ist ein bevorzugter Ansatz der Politikin-
tegration geworden. Der motorisierte Straßenverkehr 
wächst. Die CO2-Emissionen des Verkehrs tragen zur glo-
balen Klimaerwärmung bei und verzeichneten einen star-
ken Anstieg von 1990 bis 2000 um 12,8 % (Bundesregie-
rung 2002: 147). Verkehr trägt des weiteren zum Flächen-
verbrauch, zur Zerschneidung von Flächen, zur Belastung 
von Boden, Wasser und Luft bei. Programmatische Ansät-
ze zur Umweltpolitikintegration sind unter dem Begriff 
"umweltschonende Mobilität" in der Nachhaltigkeitsstrate-
gie der Bundesregierung von 2002 enthalten. Umweltscho-
nende Mobilität gehört zu den drei prioritären Handlungs-
feldern.  

Die Landwirtschaftspolitik wird insbesondere im Kontext 
der europäischen Politik durch Prozesse der Umweltpolitik-
integration tangiert. Landwirtschaft trägt mit Düngemitteln 
und Pestiziden zur Belastung des Bodens und zur Verseu-
chung des Grundwassers bei. Nicht nur der Boden-, der 
Grundwasser- und der Naturschutz sondern auch der 
Verbraucherschutz legen eine ökologische Wende in der 
Landwirtschaft nahe. Im Rahmen des europäischen Car-

diff-Prozesses erarbeitete auch das Bundeslandwirt-
schaftsministerium eine sektorale Nachhaltigkeitsstrategie 
(Jänicke u. a. 2001). In der Agenda 2000 schuf die europä-
ische Politik eine zweite Säule der europäische Agrarpolitik 
ein, sie betrifft potentiell die Förderung des ländlichen 
Raums, Naturschutzvorhaben, ökologischen Landbau und 
den Aufbau regionaler Märkte. Die Neuorientierung der 
Landwirtschaft und des Verbraucherschutzes gehört eben-
falls zu den prioritären Handlungsfeldern des Entwurfs der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. 

Für diese vier Handlungsfelder sollen beispielhafte, auf 
landespolitische Initiativen und Maßnahmen zurückgehen-
de Problemlösungsansätze exploriert werden. Dabei kön-
nen unterschiedliche Steuerungsansätze von Bedeutung 
sein: ordnungsrechtliche Regulierung, Planung, ökonomi-
sche Anreize, Information und Kooperation. Eine systema-
tische, flächendeckende Erhebung konnte im Rahmen der 
vorliegenden Studie nicht vorgenommen werden. Die Dar-
stellung von Politikinnovationen der Länder stützt sich auf 
im Sommer 2001 mit Vertretern der Umweltressorts der 
Bundesländer geführte Interviews und Dokumentenanaly-
sen.  

Wurden auf eine ökologisch nachhaltige Entwicklung ge-
richtete Kooperationen zwischen Staat und Wirtschaft ent-
wickelt? 

Eine letzte Untersuchungsdimension betrifft auf eine öko-
logisch nachhaltige Entwicklung gerichtete Kooperationen, 
die auf Landesebene zwischen Staat und Wirtschaft statt-
fanden. Solche Kooperationen, welche die Verursacher in 
die Problemlösung einbeziehen, haben durch die Einfüh-
rung des europäischen Umwelt-Auditsystems einen An-
knüpfungspunkt gefunden. Sie finden Berücksichtigung, 
soweit sie auf Verbesserungen des Umweltschutzes von 
Unternehmen gerichtet sind.  

4.1 Zuständigkeiten  
Alle Landesregierungen haben Zuständigkeiten für den 
Nachhaltigkeitsprozess geschaffen. Zunächst handelte es 
sich vor allem um Koordinationsstellen für Lokale Agenda 
21-Prozesse, häufig angesiedelt in Landesumweltämtern, 
unterhalb der Ministerialebene. Diese Einrichtungen sollten 
eher eine Servicefunktion für kommunale Agendaprozesse 
übernehmen als Beiträge zum Nachhaltigkeitsprozess auf 
landespolitischer Ebene leisten.  

Für die Koordination des Nachhaltigkeitsprozesses auf 
Landesebene erhielten mit entsprechenden Regierungsbe-
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schlüssen vorwiegend die Umweltministerien die Verant-
wortung. Einige Landesregierungen, etwa Bayern, Nord-
rhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern differenzierten 
darüber hinaus Abteilungen oder Referate für Nachhaltige 
Entwicklung oder integrierten Umweltschutz aus. 

Das bayerischen Staatsministerium verfügt über eine Ab-
teilung "Nachhaltige Entwicklung", deren Referat "Nach-
haltigkeit in Wirtschaft und Landwirtschaft", den Prozess 
des weiter unten behandelten Umweltpaktes der Bayeri-
schen Regierung mit der Wirtschaft vorantreibt. Mecklen-
burg-Vorpommerns Abteilung "Integrierter Umweltschutz 
und Nachhaltige Entwicklung", soll die Integration von An-
sätzen nachhaltiger Entwicklung in sektorale Programme, 

Pläne, Projekte und deren Berücksichtigung bei der Aus-
gestaltung von Förderprogrammen wie auch im Vollzug vo-
rantreiben. Rheinland-Pfalz nutzt die Kapazitäten der Lan-
deszentrale für Umweltaufklärung für den Nachhaltigkeits-
prozess auf Landesebene, die eine virtuelle „Akademie 
Nachhaltige Entwicklung“ anbietet und vielfältige Koopera-
tionen betreibt.6  

Die Zuweisung der Zuständigkeit für ökologisch nachhalti-
ge Entwicklung allein an das Umweltressort birgt die Ge-
fahr einer Schwächung der ressortübergreifenden Verant-
wortung, anstatt Politikintegration zu fördern. Es war für die 

                                                                 
6 www.umdenken.de 

Abbildung 1: Nachhaltige Entwicklung: Zuständigkeiten und positive Koordination in den Bundesländer, Stand 2001) 

Bundesland 
Zuständiges  
Ministerium 

Ressortzuschnitt 
Zuständige Abteilungen 

Referate 
Ressortübergreifende  

Arbeitszusammenhänge:  
Arbeitsergebnisse 

Baden-Württemberg Umwelt, Verkehr Grundsatzfragen der Umweltpolitik Ressortabstimmung:  
Umweltplan 

Bayern Umwelt,  
Landesentwicklung 

a) Agenda 21  
b) Nachhaltigkeit in der Wirtschaft 

Ressortabstimmung: Agenda 21, 
Umweltpakt Bayern 

Berlin Umwelt, Verkehr,  
Stadtentwicklung, Bau Agenda-Büro Ressortabstimmung:  

Nachhaltigkeitsbericht 

Brandenburg Umwelt, Landwirtschaft, 
Raumordnung   

Bremen Umwelt, Bau Fachübergreifender Umweltschutz Ressortübergreifende Arbeits-
gruppe: Lokale Agenda 21 

Hamburg Umwelt Grundsatzfragen der Umweltpolitik Interbehördlicher  
Arbeitskreis 

Hessen Umwelt, Landwirtschaft,  
Forsten 

a) Nachhaltige Entwicklung  
b) Lokale Agenda 21  

Mecklenburg-
Vorpommern Umwelt Integrierter Umweltschutz und  

nachhaltige Entwicklung 
Diverse ressortübergreifende Ar-
beitsgruppen: Monitoring und Fort-
schreibung Klimaschutzkonzept 

Niedersachsen Umwelt Grundsatzangelegenheiten der Um-
weltpolitik, Koordinierung Agenda 21 

Interministerieller Arbeitskreis:  
Agenda 21 

Nordrhein-Westfalen 
Umwelt, Landwirtschaft,  
Naturschutz,  
Verbraucherschutz 

Allgemeine Umweltpolitik 
Staatssekretärs-Ausschuss für 
nachhaltige Entwicklung:  
Vorlage für Nachhaltigkeitsprozess 

Rheinland-Pfalz Umwelt, Forsten Landeszentrale für  
Umweltaufklärung Ressortabstimmung: Agenda 21 

Saarland Umwelt Grundsatzangelegenheiten des Natur- und Umwelt-
schutzes, Rio-Nachfolgeprozess, Umwelterziehung  

Sachsen Umwelt, Landwirtschaft Referat Umweltpolitik  
und -ökonomie  

Sachsen-Anhalt Umwelt, Landwirtschaft, 
Raumordnung, 

Eigenständige Regionalentwicklung 
Agenda 21 

Ressortübergreifende  
Arbeitsgruppe 

Schleswig-Holstein Umwelt, Naturschutz,  
Forsten 

Integrativer Umweltschutz und Service  
Umweltpolitische Grundsatzfragen 

Ressortübergreifende  
Arbeitsgruppe 

Thüringen Umwelt, Landwirtschaft,  
Naturschutz 

Umweltpolitik und  
Grundsatzangelegenheiten  
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schwach ausgestatteten Umweltressorts eher mühsam, die 
Ressorts bzw. Fachgebiete Wirtschaft, Verkehr, Energie 
und Landwirtschaft in die Nachhaltigkeitsprozesse der 
Landesebene einzubeziehen.  

4.2 Ressortübergreifende Kooperation 
Vergleichsweise früh und verbindlich richtete die nieder-
sächsische Landesregierung im Frühjahr 1996, per Kabi-
nettsbeschluss einen interministeriellen Arbeitskreis Agen-
da 21 unter Federführung des Niedersächsischen Um-
weltministeriums ein. Er koordiniert die Aktivitäten im Be-
reich nachhaltige Entwicklung auf Landesebene. Ziemlich 
konsequent hat eines der fünf neuen Bundesländer, näm-
lich Mecklenburg-Vorpommern, die ressortübergreifende 
Kooperation auf Landesebene geschaffen. Das Land ver-
fügt über interministerielle Arbeitsgruppen zu nachhaltig-
keitsrelevanten Themen wie Klimaschutz, erneuerbare E-
nergien, Landschaftspflege, Stoffdatenpool, Umweltbil-
dung, des weiteren zu Themen die originär den Bereichen 
Soziales, Arbeit und Wirtschaft zuzuordnen sind.  

Nach dem Vorbild des Green Cabinet Großbritanniens rich-
tete Nordrhein-Westfalen im Januar 2001 einen Staatsek-
retärsausschuss ein, der den Agenda-Prozess auf Landes-
ebene steuern und insbesondere die Nachhaltigkeitsaktivi-
täten der Landesregierung koordinieren soll.7 In Hessen 
und Rheinland-Pfalz fördern Vereinbarungen zwischen 
Staat und Wirtschaft und öffentlich-rechtlichen Institutionen 
gleichzeitig die interministerielle Zusammenarbeit. Rhein-
land-Pfalz entwickelte mit seiner "Kooperationsoffensive" 
eine Struktur zur Kooperation mit öffentlich-rechtlichen Ein-
richtungen (Hochschulen, IHK, HWK, Sparkassengirovor-
stand, Architekten- und Ingenieurkammern). 

Die Einrichtung interministerieller Arbeitszusammenhänge 
hat in verschiedenen Bundesländern zumindest zeitweise 
als Katalysator für integrative Politikansätze gedient. Policy 
Outputs sind Nachhaltigkeitsstrategien und die Vorberei-
tung und Evaluation von Politikmaßnahmen: 

• Landes-Agenda Programme, Landes-Umweltpläne, 
Nachhaltigkeitsberichte und strategische Inputs der 
Landesregierung für den Nachhaltigkeitsprozess auf 
Landesebene (Schleswig-Holstein, Nordrhein-
Westfalen, Baden-Württemberg), 

                                                                 
7 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen August 
2001: Sachstandbericht zur Agenda 21 NRW (unveröffent-
lichter Vermerk). 

• Bilanzierung und Fortschreibung des Klimaschutzpro-
gramms (Mecklenburg-Vorpommern),  

• Entwicklung sektoraler Integrationsstrategien (Stadt-
entwicklungsplan Verkehr Berlin), 

• Betreuung des EU-Strukturfonds (neue Bundesländer 
als Ziel 1 Gebiete), 

• Diskussion von Handlungsfeldern, die wie die Sied-
lungsentwicklung ressortübergreifender Bearbeitung 
bedürfen (Niedersachsen), 

• diverse Projekte in den Bundesländern werden res-
sortübergreifend bearbeitet. 

Die Formen positiver Koordination variieren zwischen den 
üblichen Verfahren ressortübergreifender Abstimmung und 
neuen, dafür angelegten Arbeitsgruppen. Einige Bundes-
länder, etwa Rheinland-Pfalz oder Baden-Württemberg, 
bearbeiteten ihre Nachhaltigkeitsplanung im Rahmen der 
üblichen interministeriellen Abstimmungsverfahren auf Re-
ferats- oder Abteilungsleiterebene und erzielten einen Ka-
binettsbeschluss für das Programm. Mit der Verabschie-
dung der entsprechenden Umweltplanung oder Agenda 21 
auf Landesebene ruht die ressortübergreifende Kooperati-
on und wird, wie in Baden-Württemberg vorgesehen, erst 
mit der Umsetzung des Umweltplans und in Rheinland-
Pfalz mit der Fortschreibung der Agenda 21 wieder aufge-
nommen. Die interministerielle Kooperation wird in Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz als bewährt angesehen, 
da ihr Politikergebnis ein Umweltplan "aller Ressorts" ist. 
Inwieweit die praktische Relevanz von Umweltzielen in an-
deren Ressorts damit vergrößert werden kann, wäre zu un-
tersuchen.  

Auf Dauer angelegte ressortübergreifende Arbeitsgruppen 
von Beauftragten der verschieden Verwaltungsressorts zur 
Gestaltung des Nachhaltigkeitsprozesse erwiesen sich 
nicht automatisch als effektiver. Aus Erfahrung der Befrag-
ten war eher entscheidend, ob ein klarer Arbeitsauftrag 
vorlag, die personelle Ausstattung ausreichte und Rückgriff 
auf Ressourcen (Fördermittel) möglich war. Dies galt zum 
Beispiel für das Flächenmanagement in Baden-
Württemberg8, für Nachhaltigkeit in der Wirtschaft in Bay-
ern9 und für die Umsetzung des Umweltplans Baden-
Württembergs. Anreize bot den nicht umweltbezogenen 
Ressorts die ressortübergreifende Entwicklung von Lan-
des-Agenda Programm und Umweltplänen dadurch, dass 
sie eigene Ziele formulieren konnten. Eine weitere, die res-

                                                                 
8 Interview: Gloger und Baur, 18.Juni 2001 
9 Interview: Schreiber, 19.Juni 2001 
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sortübergreifende Problembearbeitung fördernde Bedin-
gung wird in der Kommunikation und Vernetzung mit Ver-
bänden und Organisationen aus Wirtschaft und Gesell-
schaft gesehen. In Rheinland-Pfalz wird dies von der Lan-
deszentrale für Umweltaufklärung betrieben, die Projekte 
zur Energieeinsparung in Industrieanlagen, zu Umwelt-
maßnahmen im Handwerksbereich und in der Chemiein-
dustrie durchführte. 

Die Zusammenführung von Ressorts, wie etwa Verkehr 
und Umwelt in Baden-Württemberg, wird positiv einge-
schätzt und erfordert, wie Erfahrungen zeigen, eine zwei- 
bis dreijährigen Einarbeitungsphase. Ein großer Ressort-
zuschnitt, der relevante politische Handlungsfelder wie 
Stadtentwicklung, Umweltschutz, Bau und Verkehr zusam-
menbringt, trägt, wie im übrigen auch das Beispiel Großbri-
tanniens (Jordan 2002) und Berlins zeigte, nicht automa-
tisch zur Umweltpolitikintegration bei, sondern bedarf der 
Steuerung in Richtung auf positive Koordination zum Bei-
spiel durch eine Nachhaltigkeitsstrategie auf Landesebene. 

4.3 Agenda 21 und Umweltpläne 
Alle deutschen Landesregierungen haben die Absicht 
bekundet, landesweite Nachhaltigkeitsprozesse zu fördern. 
Das Land Rheinland-Pfalz fasste - dicht gefolgt von Nie-
dersachsen - 1995 einen entsprechenden Beschluss. Die 
konkrete Ausgestaltung des Nachhaltigkeitsprozesses vari-
iert und ist unterschiedlich weit entwickelt. 

Fünf Bundesländer (Baden-Württemberg, Bayern, Rhein-
land-Pfalz, Niedersachsen und Hamburg) verfügen bereits 
über strategische Planungen für eine ökologisch nachhalti-
ge Entwicklung in Form einer Agenda 21 oder eines Um-
weltplans. Sieben weitere Bundesländer haben entspre-
chend ihren Kabinetts- und Parlamentsbeschlüssen und 
Regelungen in Koalitionsverträgen noch vor, Nachhaltig-
keitsstrategien zu verabschieden. In Hessen sah ein Kabi-
nettsbeschluss von 1997 die Erarbeitung einer Landes-
Agenda 21 vor, was nach dem Regierungswechsel unter 
CDU/FDP nicht weiter verfolgt wurde. Gegenwärtig ist aber 
ein Umweltplan auf Landesebene in Vorbereitung, er soll 
zum Herbst 2002 vorgelegt werden.  

Abbildung 2: Langfristorientierung in den Bundesländern) 

Strategische Planung in den Bundesländern 

Bundeslamd Regierungsbeschluss 
sieht Erstellung vor Agenda 21 Umweltplan Regierungsbeschluss für  

Agenda 21 oder Umweltplan Ziele 1) 

Baden-Württemberg   2000 12 / 2000  

Bayern  1997  12 / 1997  

Berlin Agenda 21: 2000     
Brandenburg      
Bremen      
Hamburg   2001   

Hessen Agenda 21: 1997 
Umweltplan: 2000     

Mecklenburg-Vorpommern      
Niedersachsen  1998  1998 / 1999  

Nordrhein-Westfalen Agenda 21: 2000     

Rheinland-Pfalz  2000  10 / 2000   

Saarland Agenda 21: 1999     
Sachsen Umweltplan: 2001     
Sachsen-Anhalt Agenda 21: 1997     
Schleswig-Holstein Agenda 21: 2000     

Thüringen      
1) Agenda 21 oder Umweltplan enthält: 
  = qualitative Ziele,  
  = qualitative Ziele und teilweise quantitative, befristete Ziele 
  = durchgängig quantitative, befristete Ziele 
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Von Bundesländern, die bislang noch keine Langfristpla-
nung vorgelegt haben, ist bei Hessen, Nordrhein-
Westfalen, dem Saarland und Schleswig-Holstein mit ho-
her Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass sie ihre 
Kabinettsbeschlüsse umsetzen werden. In allen vier Län-
dern sind den Kabinettsbeschlüssen Auftaktveranstaltun-
gen, Arbeitszusammenhänge und Projekte gefolgt. In NRW 
sieht der im Jahr 2000 geschlossene Koalitionsvertrag der 
SPD und Bündnis 90/ Die Grünen die Entwicklung einer 
Landes-Agenda 21 unter Federführung der Landesregie-
rung vor.10 Die saarländische Regierung beabsichtigt in 
der "Saarland-Agenda 21" Leitvorstellungen der Landesre-
gierung für eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwick-
lung und einen Strukturwandel des Landes darzulegen. Die 
Landes-Agenda ist konzeptionell auf die Berücksichtigung 
ökologischer Ziele angelegt - Strategien und Maßnahmen 
sollen für die Bereiche Natur und Landschaft, Boden, Was-
ser, Klima und Gesundheit entwickelt werden. Wie Nord-
rhein-Westfalen verfolgt auch die saarländische Regierung 
mit ihrer Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel, langfristig orien-
tiert den erforderlichen Strukturwandel zu bewältigen. Die 
"Saarland-Agenda 21 ist ein Motor des Strukturwandels im 
Saarland. Sie untermauert den Anspruch auf Zukunftsfä-
higkeit des Wirtschaftsstandortes und verleiht der Absicht 
der Landesregierung besondere Glaubwürdigkeit, histori-
sche Belastungen und traditionelle Standortnachteile auf-
zuarbeiten."11 Auffällige Merkmale des Nachhaltigkeitspro-
zesses Schleswig-Holsteins sind die durch die Landesre-
gierung festgelegte Struktur, nämlich ein 3-Phasen Modell 
und die Ausrichtung auf drei Schwerpunktbereiche. Das 
Verfahren soll möglichst gleichrangige Beteiligungsmög-
lichkeiten eröffnen und verbindliche Vereinbarungen her-
vorbringen. In der ersten Phase erarbeitete die Landesre-
gierung ressortübergreifend eine Vorgabe für die weiteren 
Phasen. 

Sachsen will eine Umweltplanung als Fachstrategie, also 
ohne ressortübergreifenden Ansatz vorlegen.12 Der Berli-
ner Senat hat im Oktober 2000 die Erstellung einer ge-

                                                                 
10 Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (2001): 
Sachstandbericht zur Agenda 21 NRW, August 2001 (unver-
öffentlichter Vermerk).  

11 Kabinettsbeschlüsse, Saarland 
12 Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirt-

schaft, Referat Grundsatzfragen Umwelt und Landwirtschaft 
(2001): Länderberichte zu Nachhaltigkeitsstrategien zur Vor-
bereitung des Bund-Länderarbeitskreises (BLAK) Nachhalti-
ge Entwicklung am 19./20.9. 2001 in Hamburg, (unveröffent-
lichter Vermerk) 

samtstädtischen Agenda beschlossen. Dem gingen be-
achtliche Aktivitäten nichtstaatlicher Akteure in den Berliner 
Bezirken - wie etwa die Lokale Agenda 21 des Bezirks Kö-
penick - und auf Landesebene voraus. Maßnahmen des 
Berliner Senats Ende der 1990er Jahre waren eher auf die 
Unterstützung bezirklicher  Konsultationsprozess orientiert 
– zum Beispiel das Berliner Koordinatorenmodell - und we-
niger auf die Ausarbeitung langfristiger Pläne oder Pro-
gramme gerichtet. Demgegenüber trug seit April 1998 eine 
Enquete-Kommission des Berliner Abgeordnetenhauses 
zur Programmformulierung bei. Sie erbrachte Koordinati-
onsleistungen und bündelte Vorschläge zu Zielen und 
Maßnahmen aus gesellschaftlicher und wissenschaftlicher 
Fachdiskussion.13 Die nachfolgende Enquete-Kommission 
der 14. Legislaturperiode befasste sich mit der Entwicklung 
von Nachhaltigkeitsindikatoren, sie ist von der Auftragstel-
lung her stärker auf die lokale Ebene ausgerichtet.14  

Insbesondere in den neuen Bundesländern stehen der Er-
arbeitung eines Nachhaltigkeitsprogramms oder eines 
Umweltplans administrative Kapazitätsengpässe entgegen. 
Sachsen-Anhalt hat aus diesem Grund seinen Kabinetts-
beschluss des Jahres 1997 nicht intensiv verfolgen kön-
nen.15 Außerdem besteht teilweise die Befürchtung, ein 
entsprechendes Programm sei letztlich eher ein "Papierti-
ger".16 

Die Thüringer Landesregierung hat 10 Leitlinien zur Um-
setzung der Agenda 21 (Thüringer Staatsanzeiger Nr. 
13/2000) beschlossen. Ihnen zufolge wird der Nachhaltig-
keitsprozess in Thüringen mit Schwerpunkt auf lokalen und 
regionalen Zusammenhängen initiiert. Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern erarbeiteten ressortübergreifende Nach-
haltigkeitsberichte.17  

                                                                 
13 Abgeordnetenhaus von Berlin 1999: Bericht der Enquete-

kommission "Zukunftsfähiges Berlin" des Abgeordnetenhau-
ses von Berlin - 13. Wahlperiode, Berlin. 

14 Abgeordnetenhaus von Berlin (Hrsg.) 2000: Arbeitsbericht 
der Enquetekommission "Lokale Agenda 21/ Zukunftsfähiges 
Berlin" des Abgeordnetenhauses von Berlin - 14. Wahlperio-
de. Drucksache 14/1460, Berlin. 

15 Telefon-Interview: Minister Keller, 14.Juni 2001 
16 Telefon-Interview: Koch, 29.Juni 2001. 
17 Der Senat von Berlin 1999: Lokale Agenda in Berlin. Mittei-

lung - zur Kenntnisnahme - an das Abgeordnetenhaus von 
Berlin. Schlussbericht. Drs. Nr. 13/2593, Nr.13/2597, 
Nr.13/2831. http://www.stadtentwicklung.berlin.de/agenda21/-
de/service/download/berich99.pdf  
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Zielstruktur 

Die Zielstruktur der Landesprogramme ist überwiegend 
durch unbestimmte qualitative Ziele gekennzeichnet. Den 
befragten Umweltressorts, die zumeist die Federführung 
hatten, fehlten in den bisherigen Planungsprozessen noch 
methodische Kenntnisse zur Formulierung sektoraler Ziele, 
auch wird die Frage der (rechtlichen) Verbindlichkeit von 
Zielen als klärungsbedürftig gesehen. Vor allem aber war 
der Verzicht auf quantifizierte befristete Ziele und Umset-
zungstermine teilweise noch der Preis für das ressortüber-
greifende Vorgehen bis hin zum Kabinettsbeschluss. Bis-
her beinhalten erst der baden-württembergische Umwelt-
plan und das Kursbuch Hamburg - allerdings nicht durch-
gängig - quantifizierte, befristete Ziele. 

Tendenziell bewegen sich aber die Planungsprozesse auf 
quantifizierte, befristete Ziele zu. Die Landesregierung Ba-
den-Württembergs hat erstmals mit Beschluss über den 
Umweltplan im Dezember 2000 quantifizierte und befristete 
Ziele für den Klimaschutz verabschiedet. Über Energie- 
oder Klimaschutzprogramme mit konkreten Zielen verfügte 
das Bundesland vorher nicht. Der 2001 vorgelegte Um-
weltplan der Umweltbehörde Hamburg "Kursbuch Umwelt" 
enthält quantifizierte und befristete Handlungsziele für den 
Klimaschutz (Umweltbehörde Hamburg 2001: 161). Ham-
burg weist in seinem Umweltplan auch den höchsten Kon-
kretisierungsgrad der Zielformulierung zum Flächenmana-
gement auf: Mittelfristig, bis 2010 soll die Neuerschließung 
und Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungszwe-
cke auf 66 ha/a vermindert werden. Ausgangsniveau sind 
dabei 2001 140 ha/a (Umweltbehörde Hamburg 2001: 124 
ff.). Dies soll im wesentlichen durch planerische Maßnah-
men, flächensparende Baumethoden, Verdichtung und 
Flächenrecycling bewirkt werden. Andere Bundesländer 
folgen nach: Der hessische Umweltplan soll mit quantifi-
zierten und terminierten Qualitäts- und Handlungszielen 
versehen werden.18 Bayern plant, seine Agenda 21 ent-
sprechend weiterzuentwickeln19 und hat in dem weiter un-
ten abgehandelten Umweltpakt Bayern eine Reihe konkre-
ter Ziele. Die quantifizierten und befristeten Ziele des Kli-
maschutzprogramms Nordrhein-Westfalens sollen in den 
Agenda 21-Prozess auf Landesebene integriert und mit 
weiteren Handlungsmaßnahmen verschiedener Verursa-
chungsbereiche versehen werden. Der Flächenverbrauch 
wird im Umweltpakt Bayerns wie im Umweltplan Baden-

                                                                 
18 Schriftliche Befragung, Oktober 2001 
19 Mündliche Auskunft  

Württembergs bisher durch ein nicht konkretisiertes Hand-
lungsziel adressiert. Es sieht einen Stopp der Zunahme der 
Flächeninanspruchnahme vor. Dieses Handlungsziel soll 
nach Absicht des Bayerischen Staatsministerium quantita-
tiv unterlegt werden. Entsprechende Arbeiten wurden im 
Bodenschutzreferat aufgenommen, der Flächenverbrauch 
von 27,4 h pro Tag soll deutlich reduziert werden.20 In den 
Prozess der Zielformulierung sollten die kommunalen Spit-
zenverbände eingebunden werden. In Baden-Württemberg 
konnten quantifizierte Ziele - nämlich eine 20 %ige Reduk-
tion bis 2010 – die angelehnt waren an den Entwurf eines 
umweltpolitischen Schwerpunktprogramms des Bundes-
umweltministeriums von 1997, nicht mit dem Wirtschafts-
ministerium vereinbart werden. Der Nachhaltigkeitsbericht 
des BMU enthielt bis 2020 eine 25%ige Reduktion. Der 
Umweltplan Baden-Württemberg sieht vor, die "Inan-
spruchnahme bislang unbebauter Flächen für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke (derzeit 4.000 ha/a) bis 2010 deutlich 
zurückzuführen" und Nutzungsansprüche auf Flächen zu 
lenken, "die infolge Vornutzung oder naturbedingt eine ge-
ringere Leistungsfähigkeit im Naturhaushalt aufweisen" 
(UVM 2000: 44).21 Das Umweltministerium Schleswig-
Holstein will ein umweltpolitisches Zielsystem mit umwelt-
qualitätsorientierten Zielen entwickeln und mit einem Maß-
nahmenkatalog verbinden. 

Verbindlichkeit 

Ein verpflichtender Regierungsbeschluss ist ein weiteres 
wesentliches Merkmal, das über die Qualität einer Nach-
haltigkeitsstrategie entscheidet, weil er "eine rechtliche und 
politische Pflicht" für alle Ressorts bedeutet.22 Vier Nach-
haltigkeitsprogramme23 basieren auf Kabinettbeschlüssen. 
Dass die Koalitionsvereinbarung Baden-Württembergs eine 
zügige Umsetzung des Umweltplans vorsieht, wird als eine 
weitere unterstützende Bedingung für seine Umsetzung 
betrachtet. Im Gegensatz zu dem vorgenannten Programm 
verfügt das durch die Umweltverwaltung erarbeitete Kurs-
buch Hamburg hingegen noch nicht über einen Regie-
rungsbeschluss.  

Die Umsetzung des Umweltplans Baden-Württembergs 
wird auf Ebene der Amtschefs vorbereitet und soll im dia-
                                                                 
20 Interview: Knauß, 19.Juni 2001 
21 Ein quantitatives Ziel nahm übrigens Rheinland-Pfalz in seine 

Agenda 21 auf, es sieht vor, bis 2008 die Neuverschuldung 
des öffentlichen Haushaltes auf Null zu bringen.  

22 Interview: Hennecke, 15.Juni 2001 
23 Rheinland-Pfalz, Bayern, Niedersachsen und Baden-

Württemberg verfügen über Regierungsbeschlüsse 
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logorientiertem Stil unter Beteiligung der Kommunen, der 
Wirtschaft - unter anderem in Form von Umweltvereinba-
rungen - erfolgen. Das Monitoring in Baden-Württemberg 
besteht aus einer befristeten, zentralen Berichtspflicht des 
Umweltministeriums, die mit Berichtspflichten aller anderen 
Ressorts verkoppelt wurde. Der Bayerische Ministerratsbe-
schluss zur Agenda 21 sieht unbefristete Berichtspflichten 
vor. Als weitere Elemente ihres Monitoring entwickeln Ba-
den-Württemberg und Hamburg auf die Umweltpläne be-
zogene Indikatorensysteme, die im erstgenannten Bundes-
land in Verbindung mit einem Beirat für nachhaltige Ent-
wicklung zur Ergebniskontrolle herangezogen werden sol-
len. Zur Entwicklung von Umwelt- oder Nachhaltigkeitsindi-
katoren sind in den Bundesländern rege Aktivitäten festzu-
stellen. 11 Länder verzeichnen entsprechende Projekte, 
darunter ein Kooperationsprojekt unter Beteiligung von vier 
Ländern. 

Zu den Politikergebnissen der Länderpolitik gehören auch 
rechtliche Regelungen. Einige Länderverfassungen und 
Ländergesetze haben nachhaltige Entwicklung als langfris-
tiges Leitbild der Landespolitik übergreifend oder in Fach-
bereichen (Landesplanung u. ä.) verankert. Die Landesver-
fassung Brandenburgs sieht den "Schutz der natürlichen 
Ressourcen"24 vor. Die Länderverfassungen Mecklenburg-
Vorpommerns, Sachsens25 und Berlins verfügen über ver-
gleichbare Bestimmungen. 

4.4 Politikinnovationen für das Management 
persistenter Umweltprobleme  

Verschiedene politisch-administrative Maßnahmen der 
Bundesländer sind dem Management persistenter Umwelt-
probleme in den Bereichen Energie/Klimaschutz, Mobilität, 
Landwirtschaft und Flächenmanagement gewidmet. Teil-
weise können solche Maßnahmen als Politikinnovationen 
bezeichnet werden. Im folgenden werden landespolitische 
Politikmaßnahmen behandelt, die darauf angelegt sind, 
Einfluss auf Sektoren (Energiesektor, Verkehr, Landwirt-
schaft, Bauen und Wohnen etc.) zu nehmen, die persisten-
te Umweltprobleme verursachen.  

                                                                 
24 Verfassung des Landes Brandenburg Vom 20. August 1992 

(GVBl.I/92 S.298) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
07.04.1999 (GVBl.I/99 S.98) 

25 Verfassung des Freistaates Sachsen vom 27. Mai 1992, Art. 
10, 13, 34  

4.4.1 Klimaschutz 

Die Bundesländer und Kommunen haben vielfältige, teil-
weise innovative Klimaschutzaktivitäten auf den Weg ge-
bracht: Energieagenturen und diverse Beratungseinrich-
tungen sollen Diskurse zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren fördern. Für Maßnahmen zur Energieeinsparung 
und zum Ausbau regenerativer Energieerzeugung beste-
hen finanzielle Anreizprogramme und neue Management-
ansätze - etwa das Strom- und Wärmecontracting. Domi-
nanter Steuerungsansatz des Klimaschutzes ist die finan-
zielle Förderung. Dazu gehören Programme zur energeti-
schen Sanierung von Altbauten mit einem entsprechenden 
Modernisierungsprogramm oder zur Förderung von De-
monstrationsanlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
um nur zwei Beispiele zu nennen (BMU 2000: 382-384). 
Eine Darstellung dieser institutioneller Strukturen, Organi-
sationen, Förderprogramme und Projekte soll hier nicht 
vorgenommen26 werden. Es wird im folgenden auf den 
Trend zur langfristig orientierten Planung des Klimaschut-
zes auf Landesebene eingegangen. Obwohl keine bundes-
rechtliche Pflicht zur Erstellung von Landesenergiepro-
grammen oder Landes-Klimaschutzprogrammen besteht, 
verfügen 13 Bundesländern über ein Klimaschutz- oder 
Energieprogramm.  

Neun dieser Programm sind mit quantitativen Reduktions-
zielen für Treibhausgase, für die Steigerung der Energieef-
fizienz oder die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Ener-
gien versehen.27  Einige Beispiele dafür, inwieweit Reduk-
tions- und Handlungsziele verknüpft werden: Baden-
Württemberg will die Gesamtemissionen an CO2 von 77 
Mio. t/a im Jahr 2000 unter 70 Mio. t CO2 bis 2005 und auf 
unter 65 Mio. t CO2 bis 2010 reduzieren (UVM 2000: 67). 
Umsetzungsmaßnahmen werden in klimaschutzrelevanten 
Sektoren wie z.B. Energie, Verkehr, Bauen und Landwirt-
schaft, verfolgt (BMU 2000: 382-384). Dabei soll in erster 
Linie die Energieeffizienz gefördert werden (UVM 2000: 
67). Der Anteil erneuerbarer Energien am Primärenergie-
verbrauch (ca. 2,4 % im Jahr 1996) und an der Stromer-
zeugung (5,6% in 1998) soll bis 2010 verdoppelt werden.  

                                                                 
26 siehe BMU 2000: Nationales Klimaschutzprogramm. Be-

schluss der Bundesregierung vom 18.10.2000 (5. Bericht der 
Interministeriellen Arbeitsgruppe "CO2-Reduktion"). Berlin.  

27 BMU 2000: Nationales Klimaschutzprogramm. Beschluss der 
Bundesregierung vom 18. Oktober 2000 (Fünfter Bericht der 
Interministeriellen Arbeitsgruppe "CO2-Reduktion"). Berlin. 
Klimaschutz-Monitor: Bericht des HLUG zum Erlass I 16 101 
d. 08.25-14053/00 des HMULF vom 10. April 2000, Stand: 
März 2001. Und eigene Erhebungen. 
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ziele 

Baden-
Württemberg 

Landwirtschaft,  
Fläche geplant geplant 2000 Umweltplan  ja 

Bayern Wirtschaft 1995 Umweltpakt I,  
2000 Umweltpakt II Ja 2000 Klimaschutzprogramm,  

Umweltallianz ja 

Berlin Fläche,  
Verkehr 

1999 Umweltallianz  
Ökoprofit  1999 Landesenergieprogramm  ja 

Brandenburg Fläche,  
Landwirtschaft 1999 Umweltpartnerschaft  1995 Bericht  

Bremen Verkehr 1997 Bremen Initiative,  
2001 Bremen Erklärung  Landesenergieprogramm ja 

Hamburg  Ökoprofit  2001 Umweltplan Hamburg  ja 

Hessen  2000 Umweltallianz  2002 Umweltplan in Vorbereitung  geplant 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Landwirtschaft,  
Naturschutz  

2001 Kooperation mit der  
Architektenkammer  1997 Klimaschutzkonzept ja 

Niedersachsen    2000 Klimaschutzaktionsplan  ja 

Nordrhein-
Westfalen  Umweltinitiative 2001   2001 Klimaschutzkonzept ja 

Rheinland-Pfalz  Kooperationsverträge  2001 Klimabericht  

Saarland  2001 Umweltallianz  1999 Klimabericht  

Sachsen Fläche 1998 Umweltallianz  2001 Klimaschutzprogramm   

Sachsen-Anhalt  1999 Umweltallianz  1998 Klimaschutzprogramm  

Schleswig-Holstein  1998 Vereinbarungen Staat, 
Industrie und Handwerk  1995 Klimaschutzprogramm  

Thüringen  Umweltinitiative Thüringen  2000 Klimaschutzprogramm   

 

Die bayerische Klimaschutzstrategie vom 17.10.2000 sieht 
CO2-Minderungsziele in Höhe einer circa 11%-igen Redu-
zierung gegenüber dem CO2- Ausstoß im Jahr 2000 vor 
(StLMU 2000). Der CO2-Ausstoß lag nach Angaben des 
Klimaschutzkonzeptes Bayerns im Jahr 2000 bei 90 Mio. t 
(StLMU 2000). Bemerkenswert im Sinne zielorientierter 
Umweltpolitik ist, dass sich auch die Klimaschutzverpflich-
tungen des weiter unten dargestellten Umweltpaktes Bay-
ern auf die Klimaschutzziele der Regierung beziehen. 

Berlin verfügt zwar nicht über ein Klimaschutzprogramm, 
formuliert aber auf landesrechtlicher Grundlage alle vier 
Jahre ein Landesenergieprogramm (Matthes/ Pöschk/ 
Wanke 1997), das Ziele und Maßnahmen zur Einsparung 
von Energie, zur Entwicklung des Energieverbrauchs, zur 
Umweltentlastung und zur Entwicklung bei den Energieträ-
gern enthalten soll. Das Energiekonzept Berlin28 sieht bis 

                                                                 
28 "Landesenergieprogramm Berlin 2000-2003", abrufbar unter 

der Webseite: http://www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt/-
klimaschutz/landesenergieprogramm/  

Abbildung 3: Landespolitische Politikinnovationen in umweltrelevanten Sektoren und Bereichen;  
Kooperationen zwischen Staat und Wirtschaft und zielorientierter Klimaschutz 
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zum Jahr 2010 eine Minderung der CO2-Emissionen um 
mindestens 25% pro Kopf der Bevölkerung gegenüber 
1990 vor. Die CO2-Emissionen Berlins einschließlich der 
Emissionen aus dem Stromimport lagen 1990 klimaberei-
nigt bei knapp 33 Mio. t. Der energiebedingte CO2-Ausstoß 
wurde bis 1997 um 16,9 % pro Einwohner insbesondere 
durch den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung, Energieein-
sparungen im Gebäudebereich und erhöhte Energieeffi-
zienz in der gewerblichen Wirtschaft reduziert. Rückgang 
scheint anzuhalten. Der Senat von Berlin hatte bereits im 
Energiekonzept von 1994 Ziele und Maßnahmen für die 
Senkung des Energieverbrauchs festgelegt und damit auch 
den Klimaschutz berücksichtigt. Die Umsetzung des Akti-
onsplans in den Jahren 1995/96 wurde im Energiebericht 
1997 einer Evaluation unterzogen. Auf Grundlage dieser 
Bilanz entstand das Landesenergieprogramm, das quanti-
fizierte, befristete Ziele auch für den Bereich der klimarele-
vanten CO2-Emissionen enthält. 

Der Hamburger Senat beschloss im Jahr 1990 ein 24-
Punkte Programm "Hamburgs Beitrag zur Verminderung 
der Klimagefahren", das teilweise umgesetzt wurde, aber 
nicht die beabsichtigten Wirkungen zeigte. Zwischen 1990 
und 1997 stiegen die CO2-Emissionen - anders als der 
Bundestrend - deutlich um ca. 12 % an. Als Verursa-
chungsbereiche gelten im wesentlichen Haushalte und 
Kleinverbraucher (Umweltbehörde Hamburg 2001: 157). 
Die quantifizierten und befristeten Hamburger Handlungs-
ziele für den Klimaschutz sollen durch Energieeinsparung, 
rationelle Energieerzeugung, regenerative Energien und im 
Bereich Verkehr (Umweltbehörde Hamburg 2001: 161) 
bewirkt werden. 

Der von der Landesregierung im Jahr 2000 beschlossene 
Klimaschutzplan Niedersachsens enthält nicht nur Ziele für 
den Klimaschutz, sondern auch Ziele und Maßnahmen für 
die Bereiche Verkehr und Landwirtschaft, darunter einzelne 
quantifizierte und befristete Ziele zum ökologischen Land-
bau und zur Steigerung der Waldfläche des Landes. So 
soll beispielsweise der Anteil ökologisch bewirtschafteter 
Landwirtschaftsfläche bis zum Jahr 2010 auf 10 % ange-
hoben werden.29  

Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz veröffentlicht alle 
zwei Jahre einen Energiebericht mit Angaben über die E-
nergieerzeugung, den Energieverbrauch, die Emissionen 
von CO2, SO2, NOx. Er berichtet des weiteren über Ener-
                                                                 
29 "Klimaschutzaktionsplan Niedersachsen" http://www.mu.nie-

dersachsen.de/pdf/klima.pdf 

gieeinsparung, den Ausbau der Nah- und Fernwärme so-
wie der Kraft-Wärmekopplung, den Gasnetzausbau und die 
Nutzung erneuerbarer Energie in Rheinland-Pfalz .  

Das 1997 von der Landesregierung Meckenburg-Vor-
ommerns beschlossene Klimaschutzkonzept verfolgt das 
Ziel, die Emission treibhausrelevanter Gase bis zum Jahr 
2010 um 25 % zu reduzieren. Maßnahmen wie die Förde-
rung des Einsatzes regenerativer Energien, Pilotvorhaben 
zur energetischen Nutzung von biogenen Reststoffen, zum 
Einsatz nachwachsender Rohstoffe und zur Brennstoffzel-
lentechnologie, zum Einsatz von Erd-, Flüssig- und Biogas 
als Kraftstoff, zum Einsatz von Biokraftstoffen und Metha-
nol im öffentlichen Personennahverkehr, passive Solar-
energienutzung im Geschosswohnungs- und -funktionsbau 
und innovative Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz 
bei der Energieumwandlung sollen hierzu beitragen. 

Einige Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen, Berlin und 
Mecklenburg-Vorpommern haben sich den Zielen des nati-
onalen Klimaschutzprogramms der Bundesregierung an-
geschlossen: Das im August 2001 von der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalens verabschiedete Klimaschutz-
programm ist mit den Zielen und der Struktur des nationa-
len Klimaschutzprogramms der Bundesregierung vom Ok-
tober 2000 verzahnt. Das Ziel der Bundesregierung, die 
CO2-Emissionen bis zum Jahr 2005 gegenüber 1990 um 
25 % zu reduzieren, wurde als Grundlage für Handlungs-
ziele, quantitative Vorgaben und Maßnahmen des Bundes-
landes herangezogen.30 Die bayerische Staatsregierung 
übernimmt diese Reduktionsziele nicht 1:1 sondern bezieht 
in ihre Rechnung das Niveau der im Bundesvergleich um 
ca. 30 % niedrigeren CO2-Emissionen pro Kopf der bayeri-
schen Bevölkerung ein (StLMU 2000: S.5). Von diesem 
niedrigeren Niveau ausgehend, ist das bayerische CO2-
Reduktionsziel formuliert.  

Im Widerspruch zur nationalen Klimaschutzstrategie gehen 
die Klimaschutzprogramme Bayerns und Baden-Württem-
bergs von der Weiternutzung der Kernenergie aus, die zu 
der verhältnismäßig günstigeren Emissionssituation bei der 
Stromerzeugung beiträgt. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Bundesländer 
fast durchgängig über Klimaschutzprogramme verfügen, 
die zum großen Teil über quantifizierte, befristete Ziele 
beinhalten. 

                                                                 
30 http://www.en-consulting.com/Klimakonzept-NRW.pdf  
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4.4.2 Flächenmanagement 

Die Bundesrepublik Deutschland ist dicht besiedelt. 11,5 % 
der Fläche in Deutschland sind Siedlungs- und Verkehrs-
fläche und etwa zur Hälfte versiegelt. 54 % werden als 
Landwirtschaftsfläche und 30 % Forstwirtschaftsfläche ge-
nutzt (BMU 2002: Kap. VII.3). Die kontinuierliche Verknap-
pung unbebauter Flächen und zunehmende Versiegelung 
des Bodens steht der Sicherung verschiedener Schutzgü-
tern des Natur-, Arten-, Boden- und Grundwasserschutzes 
entgegen. Nach wie vor ist der Flächenverbrauch ungebro-
chen, täglich werden circa 130 h Fläche neu in Anspruch 
genommen, insoweit besteht hier deutlicher Handlungsbe-
darf. Siedlungsentwicklung und Flächennutzung gehören in 
einigen Bundesländern zu den Schwerpunkten des Nach-
haltigkeitsprozesses und in diesem Steuerungsfeld sind in-
telligente Politikansätze gefordert: Flächenmanagement er-
fordert nicht nur horizontale sondern insbesondere auch 
vertikale Politikintegration, da die Bebauung von Flächen 
im wesentlichen auf kommunaler Ebene entschieden wird. 
Die Kommunalaufsicht hat sich aus Erfahrung der Länder 
nicht als praktikables Instrument zur Steuerung des Flä-
chenverbrauchs erwiesen. Ein wirksamer Steuerungsmo-
dus wird eher im koordinierten Einsatz von Planungs- und 
Informationsinstrumenten und vor allem darin gesehen, 
Knappheitsbedingungen zur kommunizieren.  

Drei Bundesländer haben Politikinnovationen im Bereich 
des Flächenmanagements aufzuweisen. Baden-Württem-
berg entwickelte ein Flächenressourcenmanagement, das 
mit Mitteln des Planungsrechts, von Informationsinstrumen-
ten, Fördermitteln und Kooperationen darauf abzielt, die 
Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen deutlich zu-
rückzufahren. Damit soll dem entsprechenden qualitativen 
Ziel des Umweltplans Baden-Württemberg entsprochen 
werden. Baden-Württemberg ist dicht besiedelt, 90 % der 
Landesfläche werden intensiv genutzt, davon 13 % für 
Verkehr und Siedlung, wovon die Hälfte der Fläche versie-
gelt ist.31 Voraussetzungen des Flächenressourcenmana-
gements sind neben den oben genannten Instrumenten 
des weiteren technologische Forschung sowie Erfahrungs-
austausch über Flächenmobilisierung und innovative Sa-
nierungsverfahren. Dem Flächenmanagement soll in der 
neuen Landesentwicklungsplanung durch die Regelung 
Durchsetzung verschafft werden, Flächenansprüche vor-

                                                                 
31 Gloger, Stefan 2001: Flächenressourcen-Management - ein 

umweltpolitischer Schwerpunkt im Land Baden-Württemberg 
(unveröffentlichtes Manuskript). 

rangig durch Nutzung von Baulücken, Baulandreserven, 
Brach-, Konversions-, und Altlastenflächen zu befriedigen. 
Zur Entwicklung von Problemlösungsansätzen für das Flä-
chenressourcen-Management, insbesondere unter Berück-
sichtung der kommunalen Handlungsebene, fördert das 
Umweltministerium in Kooperation mit dem Wirtschaftsmi-
nisterium das Programm "Baden-Württemberg Programm 
Lebensgrundlage Umwelt und ihre Sicherung" (BW-PLUS). 
Dabei werden Handlungshilfen für die kommunalen Ent-
scheidungsträger zur Verbesserung kommunaler Pla-
nungsprozesse und zur Umsetzung in Pilotkommunen 
entwickelt (Gloger 2001: 2 f.). Strategischer Ansatzpunkt ist 
ein Management zur Aktivierung von Flächenreserven in 
Innenbereichen für das Kooperation mit Investoren ange-
strebt wird. Altlasten und Brachflächen sind zu vitalisieren 
und innerstädtische Brachen wieder nutzbar zu machen. 
Die Sanierungsziele sollen sich dabei an den Nutzungszie-
len orientieren. Es wird von Entwicklungspotenzialen im In-
nenbereich in der Größenordnung von 10-18% der Sied-
lungsfläche ausgegangen. Das Flächenmanagement wird 
mit Modellprojekten in Kommunen erprobt (Bad Wildbach, 
Bruchsaal). Eine günstige Bedingung dabei sind engagierte 
Lokalpolitiker. Die Stadt Stuttgart hat sich als ein Vorreiter 
erwiesen. Ihr Gemeinderat trägt das Ressourcenmanage-
ment mit und genehmigt keine neue Flächeninanspruch-
nahme. Bayern ist dem Beispiel Baden-Württembergs ge-
folgt. Das bayerische Modellprojekt zum kommunalen Flä-
chenressourcen-Management erfolgt in Kooperation der 
obersten Baubehörde, des Bayerischen Städtetags und 
des Bayerischen Gemeindetags und hat Schwerpunkte im 
Flächenrecycling, in der Nachverdichtung bestehender 
Siedlungsgebiete, der Aktivierung von Baulücken und in 
flächensparende Bauformen.  

Die Bundesländer Berlin und Brandenburg haben mit der 
1996 gegründeten gemeinsamen Landesplanungsabtei-
lung ein länderübergreifendes institutionelles Arrangement 
entwickelt. Sie vereinbarten eine verbindliche gemeinsame 
Landesplanung, um das Umland Berlins vor den Fehlent-
wicklungen vergleichbarer Siedlungsräume zu bewahren. 
Die Landesplanungsabteilung gehört sowohl dem Ministe-
riums für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung 
(MLUR) des Landes Brandenburg als auch der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung des Landes Berlin an. Zwi-
schen beiden Bundesländern wurde ein Landesplanungs-
vertrag mit einer verbindlichen gemeinsamen Landespla-
nung für die Gesamtfläche beider Länder geschlossen. 
Das gemeinsame Planungsinstrumentarium verfolgt das 
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raumordnerische Leitbild der dezentralen Konzentration 
und setzt sich zusammen aus dem Landesentwicklungs-
programm (LEPro) und den Landesentwicklungsplänen, 
hier insbesondere der Landesentwicklungsplan für den en-
geren Verflechtungsraum (LEP eV). Er betrifft Berlin und 
sein Brandenburger Umland mit insgesamt ca. 5. 400 km2 
und verfolgt das Ziel einer planmäßigen Siedlungsentwick-
lung und zugleich eines großräumigen Freiraumschut-
zes.32 

Die innovativen Problemlösungen des Flächenmanage-
ments sollten stärker als bisher thematisiert und die Ent-
wicklung neuer Managementansätze auf sub-nationaler 
Ebene angeregt werden. In Anbetracht des weitreichenden 
Ziels der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ist in diesem 
Bereich ein gewaltiges Arbeitspensum zu bewältigen. 

4.4.3  Verkehr 

Im Bereich des Verkehrs haben zwei Bundesländer Ansät-
ze für sektorale Integrationsstrategien zu verzeichnen. Ba-
den-Württemberg versuchte mit einem Generalverkehrs-
plan im Jahr 1995 eine Integration ökologisch orientierter 
Einzelmaßnahmen in eine langfristig orientieren Planung. 
Er enthält Reduktionsziele für Treibhausgase und Luft-
schadstoffe. Als das Monitoring ergab, dass die Ziele nicht 
zu erreichen waren, wurden die Ziele im Umweltplan nach 
unten angepasst, der zielorientierte Ansatz wird beibehal-
ten. Der Umweltplan Baden-Württemberg sieht vor, ver-
kehrsbedingte Emissionen bis 2005 um 10 % bezogen auf 
1987 zu verringern (UVM 2000: S. 67). Dieses Ziel betrifft 
die Reduktion der Luftschadstoffe und der Treibhausgase. 
Die Bilanzierung des Generalverkehrsplan von 1995 hatte 
ergeben, dass die Rückführung verkehrsbedingter Emissi-
onen nur teilweise gelungen ist. Insbesondere Treibhaus-
gase konnten aufgrund der Zunahme des Verkehrs trotz 
Stärkung des ÖPNV nicht zielgemäß gesenkt werden. Die 
Senkung um 10 % bis zum Jahr 2010 gegenüber 1990 wird 
nicht länger für realisierbar gehalten, bis 2010 wird nur 
noch von einer Reduktion in Höhe von 6 % ausgegangen. 
Maßnahmen zur Förderung des ÖPNV bestanden in der 
Investitionsförderung im Bereich Fahrzeuge und Infrastruk-
turen, des weiteren in effizienzsteigernden Fahrerschulun-
gen (UVM 2001: 11 ff.) 

                                                                 
32 Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung/ Se-

natsverwaltung für Stadtentwicklung, Umweltschutz und 
Technologie (Hrsg.) 1998: Gemeinsam planen für Berlin und 
Brandenburg - Gemeinsame Landesplanung Berlin-
Brandenburg. Potsdam. 

Die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Um-
weltschutz und Verkehr hat diesen Planungsansatz weiter-
verfolgt und Ansätze einer sektoralen Integrationsstrategie 
für den Bereich Verkehr entwickelt. Unter Einbeziehung 
von Organisationen des Verkehrssektors (Spediteure, A-
DAC) und des Umweltschutzes (BUND) erarbeitete die 
Verwaltung den Entwurf eines Stadtentwicklungsplans 
Verkehr. Dabei konsultierte sie einen wissenschaftlichen 
Beirat mit Vertretern des Umweltbundesamtes und von In-
stituten der Umwelt- und Klima- und Verkehrsforschung. 
Des weiteren wurden die Entwürfe im Kontext eines runden 
Tisches unter Beteiligung von Interessengruppen diskutiert. 
Der Senat von Berlin hat am 10. Juli 2001 den Entwurf des 
Stadtentwicklungsplans Verkehr beschlossen, er sollte 
spätestens Anfang 2002 vom Berliner Abgeordnetenhaus 
verabschiedet werden. Der Entwurf führt Verkehrsplanung 
mit nachhaltigkeitsrelevanten Handlungs- und Problemfel-
dern (Energie, Fläche, Soziales, Wirtschaft) zusammen. Er 
enthält Leitbilder, etwa die Reduzierung des 
verkehrsbedingten Ressourcenverbrauchs und quantitative 
befristete Ziele zur Reduzierung von Treibhausgasen 
(Senkung verkehrsbedingter Klimagasemissionen um 25 % 
von 1995 bis 2010 und um 50 % bis 2025) und von 
Luftschadstoffen (25-prozentige Unterschreitung der 
europäischen Grenzwerte. Des weiteren wird für die 
Rückführung des verkehrsbedingten Flächenverbrauchs 
eine Größenordnung vorgegeben (2/3 des Jahres-
durchschnitts von 1990-2000). Nicht mehr genutzte 
städtische Verkehrsflächen sollen umgewidmet werden. 
Der Prozess der Verkehrsplanung soll künftig res-
sortübergreifende Kooperation verstärken und verkehrspo-
litische Akteure wie auch Zielgruppen frühzeitig einbezie-
hen. 33  Andere Initiativen zur Vermeidung, Verringerung und Ver-
lagerung des Verkehrs betreffen Verkehrsdienstleistungen 
und Maßnahmen der Stadtentwicklung. Bremen treibt mit 
den Projekten ZEUS (Zero and Low Emission Vehicles for 
Urban Society) und moses (mobility services for urban sus-
tainability) das Car-Sharing voran. Zielstellung ist es, die 
Anzahl der Car-Sharing-Nutzer/innen in Bremen bis 2005 
auf ca. 80 pro 10.000 EW zu erhöhen.34 

                                                                 
33 Herr Krey, Abteilung Grundsatzangelegenheiten, telefonische 

Auskunft vom 22.August.2001. 
34 Der Senator für Bau und Umwelt der Freien Hansestadt Bre-

men 2001: Länderbericht zur Nachhaltigkeitsstrategie, Stand 
28.9.2001. Bremen. (Unveröffentlicht) 
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4.4.4 Landwirtschaft 

Das Bundeslandwirtschaftsministerium formulierte im Mai 
2001 das Ziel, die Agrarpolitik neu auszurichten und neue 
Rahmenbedingungen zu formulieren um "in Deutschland in 
10 Jahren einen Anteil von 20 % ökologisch bewirtschafte-
ter Fläche zu erreichen."35 Das Agrarwendeprogramm soll 
im Wesentlichen auf zwei Pfeilern stehen. Zum einen ei-
nem starken Ausbau der Förderung von Umweltleistungen 
der Landwirtschaft, vom Vertragsnaturschutz bis zum öko-
logischen Landbau. Zum anderen soll ein Öko-Investitions-
programm die Landwirtschaft bei der Umstellung auf um-
weltfreundliche und tiergerechtere Produktionsverfahren 
unterstützen.36 Eine weitere Maßnahmen ist das Biosiegel. 

Eine ökologische Wende in der Landwirtschaftspolitik er-
fordert beträchtliche Anstrengungen für eine vertikale In-
tegration im Kontext der europäischen Landwirtschaftspoli-
tik und im Zusammenhang der Implementation in den Bun-
desländern. Durch den Beschluss der europäischen Agen-
da 2000 wurde die Förderung der ländlichen Entwicklung 
und eine ökologische Orientierung in die "zweite Säule" der 
gemeinschaftlichen Agrarpolitik integriert. Insoweit damit 
eine Umverteilung von Mitteln verbunden ist, ist deren Im-
plementation allerdings blockiert. Die Finanzierung der 
Förderungsprogramme teilen sich die Europäische Union, 
der Bund und die Länder.37 In den alten Bundesländern 
trägt die EU 50 %, in den neuen Ländern 75 %. Den natio-
nalen Anteil trägt entweder das jeweilige Bundesland, oder 
er wird im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Küsten-
schutz (GAK) gemeinsam von Bund und Ländern im Ver-
hältnis von 60 : 40 finanziert. Die ökologische Wende in der 
Landwirtschaft erfordert eine Umschichtung von Fördermit-
teln aus den üblichen Direktzahlungen in Agrarumweltpro-
gramme. Diese Modulation wird einerseits von den Bun-
desländern begrüßt, allerdings fehlen den Länder Finanzie-
rungsmittel. Insoweit ist die ökologische Wende zumindest 
in ihrer gegenwärtigen Förderstruktur blockiert.  
                                                                 
35 Die Bundesregierung 2002: Perspektiven für Deutschland. 

Unsere Strategie für eine nachhaltige Entwicklung. Entwurf 
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. S.92. 

36 Parlamentarischer Staatssekretär bei der Bundesverbrau-
cherministerin, Matthias Berninger, BML, Informationen Nr. 
18 vom 30. April 2001. 

37 Für die Förderperiode 2000 bis 2006 stehen Deutschland für 
Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung insgesamt rd. 17 
Mrd. DM zur Verfügung und die Förderung erfolgt auf der 
Grundlage der Entwicklungspläne und operationellen Pro-
gramme der Länder. Die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) bildet 
den inhaltlichen und finanziellen Kern dieser Programme. Der 
Bundesanteil der GAK liegt bei jährlich 1,7 Mrd. DM. 

Baden-Württemberg war im föderalen System der europäi-
schen Landwirtschaftspolitik ein Vorreiter und hat modell-
haft eine landespolitische Maßnahme zur Umsteuerung in 
den ökologischen Landbau entwickelt. Der Marktent-
lastungs- und Kulturlandschaftsausgleich (MEKA) Baden-
Württemberg ist ein seit 1992 bestehendes Fördergramm 
zur Integration von Landwirtschafts- und Umweltpolitik. Es 
hat für die europäische Neuorientierung der Landwirt-
schaftspolitik Modell gestanden und wurde auch 1994 in 
Bayern eingeführt (KULAP). Das Programm wurde von der 
Bundesebene übernommen und in der Agenda 2000 als 
eine Gestaltungsmöglichkeit genannt, die in Baden-
Württemberg schon realisiert wird38. Es fördert Leistungen 
der Landwirtschaft zur Erhaltung und Pflege der Kultur-
landschaft sowie umweltschonende und marktentlastende 
Erzeugungspraktiken und trägt gleichzeitig zur Existenzsi-
cherung bäuerlicher Betriebe bei. Das auf eine umweltge-
rechte Bewirtschaftung eines möglichst großen Teils der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche ausgerichtete MEKA-
Programm (Förderprogramm) wird ergänzt durch die Land-
schaftspflegerichtlinie, deren Maßnahmen speziell auf eine 
individuelle Biotop- und Landschaftspflege, Aspekte des 
Artenschutzes und der Biotopgestaltung sowie Nutzungs-
beschränkungen aus Gründen des Naturschutzes und für 
die Biotopvernetzung abzielen. MEKA traf bei seinen Ziel-
gruppen auf Akzeptanz. Im Jahr der Einführung, 1992, be-
teiligten sich etwa 50.000 Betriebe an dem Programm, 
1996 waren es 58.000 Betriebe und die MEKA-konform 
bewirtschaftete Fläche ist auf ca. 815.000 ha (ungefähr 
56% der landwirtschaftlich genutzten Fläche) angestiegen. 
Bundesweit wurden 1996 demgegenüber 30% der land-
wirtschaftlich genutzten Fläche, gemäß den Richtlinien von 
Agrarumweltprogrammen bewirtschaftet und gefördert. In 
Bezug auf die Förderfläche als auch auf die Höhe der För-
dermittel nimmt Baden-Württemberg eine führende Stel-
lung ein. Eine weitere Ausdehnung des Programms MEKA 
ist aufgrund knapper Haushaltsmittel nicht vorgesehen.  

Die EU-Strukturfonds und insbesondere auch die Vorga-
ben der Kommission zu deren nachhaltiger und umweltge-
rechter Verwendung werden insbesondere in den Umwelt-
ressorts der zum Zielgebiet 1 zugehörigen neuen Bundes-
länder als treibende Kraft nachhaltiger Entwicklung und in-
tegrativer Politikansätze betrachtet. Fortschritte wurden 
beim Vertragsnaturschutz (Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern), beim Moorschutz (Mecklenburg-Vorpommern) 

                                                                 
38 Interviews: Gloger und Baur, 18.Juni 2001 
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und der Ökologisierung der Landwirtschaft erzielt. Ein inte-
grativer Ansatz ist die nachhaltige integrierte ländliche 
Entwicklung im Land Brandenburg, die Maßnahmen zur 
Unterstützung der Erzeugung ökologisch angebauter Pro-
dukte und der nachhaltigen Entwicklung der Wälder fördert. 
5,5 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche des Landes wird 
von Betrieben des ökologischen Landbaus bewirtschaft.39 
Im landwirtschaftlichen Sektor liegt Brandenburg vorn: 
6,9 % der Fläche werden landwirtschaftlich durch Ökobe-
triebe40 genutzt, diverse Ansätze zur regionalen Vermark-
tung von Produkten bestehen. Das Großschutzgebietssys-
tem nimmt ein Drittel der Fläche Brandenburgs ein. 

Um im Kontext konfligierender Nutzungsansprüche eine 
ökologische ausgewogene Nutzung gefährdeter Moore in 
Mecklenburg-Vorpommern zu ermöglichen, hat die Lan-
desregierung im Jahr 2000 ein Moorschutzkonzept verab-
schiedet und budgetiert, das in Kooperation mit einem Bei-
rat implementiert wird. Es stellt Mittel für eine behutsame 
landwirtschaftliche Nutzung und für Renaturierungsmaß-
nahmen bereit. Der Flächenanteil an Schutzgebieten, ins-
besondere Naturschutzgebieten und Nationalparken, wur-
de in Mecklenburg-Vorpommern insbesondere im Kontext 
der Umsetzung der FFH-Richtlinie erweitert. Angestrebt 
wird etwa 20% der Landesfläche mit Schutzgebieten abzu-
decken.41  

4.4.5 Kooperationen zwischen Staat und Wirtschaft 

Der Umweltpakt Bayern - insbesondere seine dynamisierte 
zweite Auflage (2000) - ist das inhaltlich weitgehendste 
umweltpolitische Kooperationsmodell zwischen Staat und 
Wirtschaft, und ist im Vergleich zur bayerischen Agenda 21 
auch der konkreteste strategische Ansatz des Bayerischen 
Nachhaltigkeitsprozesses. In Deutschland ist der Umwelt-
pakt modellhaft und hat unterdessen in fast allen Bundes-
ländern Nachahmung gefunden (Abb.3). Allerdings be-
schränken sich bisher die meisten Kooperationsmodelle 
auf die Verknüpfung betrieblicher Managementmaßnah-
men nach dem europäischen Umwelt-Auditsystem und der 
ISO 14001 mit Verwaltungserleichterungen. Das bayeri-

                                                                 
39 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Raumordnung 

des Landes Brandenburg 2000: Entwicklungsplan für den 
ländlichen Raum im Land Brandenburg bezogen auf die flan-
kierenden Maßnahmen des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung Ga-
rantie gem. VO(EG) Nrs. 1257/1999 Art. 35 (1) Förderperiode 
2000-2006.  

40 Interview: Minister Birthler, 22.Juni 2001 
41 Umweltministerium Mecklenburg-Vorpommern 2000: Schritte 

für eine nachhaltige Entwicklung im Umweltbereich. 

sche Modell ist von Interesse, weil es nicht auf die Ver-
knüpfung von Umwelt-Audits mit Substitutionsmaßnahmen 
und anderen Vollzugserleichterungen beschränkt sondern 
darüber hinausgehende Umweltziele enthält. Der Umwelt-
pakt wurde als freiwillige Vereinbarung zwischen der Baye-
rischen Staatsregierung und der bayerischen Wirtschaft 
"mit dem Ziel eines verstärkten Umweltschutzes" im Okto-
ber 1995 geschlossen. Seine strategische Ausrichtung wird 
"top down" durch die politische Spitze betrieben.42 Die 
Landesregierung Bayerns verbindet damit folgende Ziele: 

• das Bundesland im Wettbewerb europäischer Regio-
nen positionieren, 

• eine Vorreiterschaft des vorsorgenden und kooperati-
ven Umweltschutzes einzunehmen,43  

• die Verminderung staatlicher Überwachung und ein 
gemeinschaftliches Vorgehen von Staat und Wirt-
schaft im Umweltschutz,44 

• eine Deregulierung, ein Abbau von Bürokratie,45 
• Kostensenkungen und 
• Verbesserung der Akzeptanz des Standortes Bayern 

durch anhaltende Kooperation von Staat und Wirt-
schaft. 

Beteiligte Akteure sind das Umwelt- und das Wirtschafts-
ministerium der Landesregierung, die Industrie- und Han-
delskammern, die Handwerkskammern und Verbände der 
Unternehmen. Für die Implementation sind öffentliche För-
dermitteln in den Landeshaushalt eingestellt. Während der 
Laufzeit des Umweltpakts von 1995 bis 2000 wurden Zu-
wendungen in Höhe von 11 Mio. DM vorgenommen. Der 
Umweltpakt enthält sektorale Maßnahmen der bayerischen 
Wirtschaft und nimmt - in noch unausgereifter Form - Steu-
erung durch quantifizierte und befristete Handlungsziele 
vor. Überprüfbare Ziele sollen einen Orientierungsrahmen 
für künftige Entscheidungen bieten.46 Auf Ressourcen-

                                                                 
42 Ministerpräsident Stoiber macht den Umweltpakt 1995 in sei-

ner Regierungserklärung zur Chefsache. Die strategische 
Ausrichtung des Umweltpaktes wurde vertikal koordiniert und 
im Arbeitsausschuss auf Ebene der Amtschefs und der 
Hauptgeschäftsführung der Spitzenverbände der Wirtschaft 
operationalisiert. Dem Arbeitsauschuss gingen zur Sondie-
rung "bottom-up-Entwürfe" aus acht nach unten hin weiter 
verzweigten Arbeitsgruppen zu. Bis auf die Themen "Deregu-
lierung" und "Verwaltungsvereinfachung" wurden die übrigen 
Arbeitsgruppen anschließend aufgelöst, während die vertika-
len Strukturen beibehalten wurden. 

43 Interview: Schreiber, 19.Juni 2001 
44 Regierungserklärung, 19.Juli 1995 
45 Interview: Schreiber, 19.Juni 2001 
46 Ministerpräsident Stoiber, Pressemitteilung der Bayerischen 

Staatskanzlei,23.Oktober.2000,. 
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verbrauch, Schutzgüter und Emissionsverminderungen ge-
richtete quantitative und befristete Handlungsziele des 
Umweltpakt Bayerns betreffen (Bayerische Staatsregierung 
23.10.2000: 8):  

• Senkung der CO2-Emissionen auf rd. 80 Mio.t bis zum 
Jahr 2010, 

• Reduzierung ozonbildender Luftschadstoffe (NO2 um 
60 %, VOC um 69 % bis 2010), 

• Steigerung der Energieproduktivität um 1/3 bis zum 
Jahr 2010, 

• Ausweitung des Anteils der Biomasse am Primär-
energieverbrauch mittelfristig auf 5 %, 

• Steigerung der Verwertungsquote bei Hausmüll auf 
73 % bis zum Jahr 2005, 

• Steigerung der Wasserproduktivität um 10 % bis zum 
Jahr 2010. 

Die Handlungsziele des Umweltpakts Bayern orientieren 
sich an internationalen Vereinbarungen, (Mehrkomponen-
tenprotokoll zum Genfer Luftreinhalteabkommen von 1999) 
und umweltpolitischen Zielen auf Bundes- und auf Landes-
ebene. Das CO2-Minderungsziel entspricht einer circa 
11 %-igen Kürzung gegenüber dem CO2- Ausstoß Bayerns 
im Jahr 2000. Es ist in den Klimaschutzverpflichtungen des 
Umweltpaktes Bayern mit Handlungsmaßnahmen der Mi-
neralölwirtschaft, Papierindustrie, Kalkindustrie, Gaswirt-
schaft und der Bayerischen Staatsregierung unterlegt, oh-
ne allerdings deren Beiträge auf das Reduktionsziel hin zu 
operationalisieren.  

Quantitative Verpflichtungen betreffen unter anderem auch 
die Kollektorfläche solarthermischer Anlagen im staatlichen 
Gebäudebestand und die Verwertungsquote für Recycling-
Baustoffe. Das Gros der Leistungsverpflichtungen der bay-
erischen Wirtschaft und der Staatsregierung ist allerdings 
qualitativ und unbefristet. Andere Maßnahmen betreffen 
unter anderem das Konzept der integrierten Produktpolitik, 
das unter Beteiligung von zwei Automobilkonzernen ver-
folgt wird (BMW und Audi) und den Export von Umwelt-
technologien.  

Das Monitoring des Umweltpakts erfolgt mittels einer Bi-
lanz an den Landtag und wird im Internet veröffentlicht. Mit 
diesem Monitoring soll den Anforderungen der EU-
Kommission an freiwillige Vereinbarungen entsprochen 
werden.47 Der Bayerische Umweltpakt von 1995 wurde im 
Herbst 2000 evaluiert und weist folgende Bilanz auf: Die 

                                                                 
47 Interview: Schreiber, 19.Juni 2001 

Vereinbarungen zur Beteiligung am EG-Umwelt-Audit-
System, zur Einführung betrieblicher Umweltmanagement-
systeme, zur Durchführung von Umweltberatungen, zu an-
deren umweltrelevante Leistungen und im Gegenzug über 
Vollzugserleichtungen wurden weitgehend eingelöst 
(StLMU 6/2001). Im Umweltpakt I war vereinbart, dass 500 
Unternehmensstandorte sich am EG-Umweltauditsystem 
beteiligen. Diese Vereinbarung wurde um 80 Standorte ü-
bertroffen. Insgesamt beteiligten sich dabei 100 Hand-
werksbetriebe am EG-Öko-Audit-. Damit wurden 8 % der 
potentiellen Teilnehmer, die berechtigt wären am EG-Öko-
Audit teilzunehmen, erreicht. Bayern weist damit eine im 
Bundesvergleich bisher nicht überbotene Quote auf und ist 
wohl auch europaweit die Region mit den meisten EG-Öko-
Audit-Standorten.  

Für Zertifizierungen und Umweltberatungen (insgesamt 
3500) konnten Unternehmen auf das Bayerische Umwelt-
beratungsprogramm zurückgreifen. Umweltwirkungen der 
Umweltmaßnahmen werden in der Bilanz nicht quantitativ 
erfasst: Bei 370 Teilnehmern des Umweltpakts Bayern 
geht die Bilanz von "erheblichen" Ressourceneinsparungen 
aus. Im Gegenzug entlastetet der Verwaltungsvollzug Un-
ternehmen bei Berichts- und Dokumentationspflichten und 
Kontrollen "gleichwertig zur übernommenen Eigenverant-
wortung."(StLMU 1995: 5). Ein weiterer Berichtspunkt der 
Bilanz betrifft 250 Leistungszusagen von "erheblicher Um-
weltrelevanz". Dabei handelt es sich um technische 
Innovationen in einzelnen Pilotprojekten, etwa die 
Inbetriebnahme des ersten bayerischen Brennstoffzellen-
Blockheizkraftwerks Anfang 1998, die Einführung umwelt-
freundlicher Lackiersysteme auf Wasserbasis bei einem 
KFZ-Hersteller und die Senkung des Flottenverbrauchs der 
Fahrzeuge der bayerischen Automobilindustrie z.T. bis zu 
25 % (StLMU 1995: 7). Andere Maßnahmen betrafen die 
Unterstützung der Markteinführung erdgasbetriebener 
Fahrzeuge durch die Preisgestaltung, den Ausbau von Erd-
gastankstellen und den Ausbau des Netzes der Tankstel-
len für Biodiesel. Die übrigen Leistungszusagen von Ein-
zelunternehmen und Verbänden betrafen u.a. Zusagen zu 
Energieeinsparung, Einsatz nachwachsender Rohstoffe, 
Abfallreduzierung, Wassereinsparung und CO2-Ein-
sparung. Sie wurden zu einem großen Anteil umgesetzt. 

Materielle Vorteile des Umweltpakts erwachsen aus der Er-
leichterung von Genehmigungsprozeduren.48 Materielle Er-
folge des Umweltpaktes werden des weiteren im Flächen-
                                                                 
48 Interview: Schreiber, 19.Juni 2001 
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recycling gesehen: Es wurden Vereinbarungen zur Altlas-
tensanierung (paritätische Beteiligung von Staat 50% und 
Wirtschaft 50 %) geschlossen und der mit 100 Mio. DM do-
tierte Altlastensanierungsfond Bayerns eingerichtet. Er 
stellt Kredite für mittlere Unternehmen und Kommunen zur 
Finanzierung von Sanierungsmaßnahmen zur Verfügung. 
Für die Zukunft wird die Evaluierung der Umwelteffekte von 
Umweltmanagementsystemen in Betracht gezogen . 

Der Umweltpakt-Prozess dient auch zur vertikalen Koordi-
nation, neben der staatliche Verwaltung, Verbänden der 
Wirtschaft und Unternehmen sind die Kommunen. beteiligt. 
Als förderlich hat sich dabei die Beteiligung der politischen 
Leitung erwiesen. Weitere Vereinbarungen mit Kommunen 

und Landwirtschaft im dreistufigen Verwaltungssystem 
Bayerns und die Regionalisierung mit einer Kampagne 
wurden im Sommer 2001 geplant. Eine Verbreiterung des 
Teilnehmerspektrum des Umweltpaktes soll erreicht wer-
den. Die Regionalisierung des Paktes wird mit Förderpro-
grammen flankiert. 2 Mio. DM werden vorgesehen für Um-
weltberatungs- und Auditmaßnahmen, insbesondere für 
handwerksspezifische mit ISO 14001 oder EMAS kombi-
nierte Auditsysteme sind vorgesehen. Weitere Maßnahmen 
betreffen Contracting, zinsverbilligte Kredite zur Altlasten-
sanierung und die Förderung des Exportes von Umweltgü-
tern und -dienstleistungen. 

5 Die Bundesländer als Gestalter integrativer, langfristorientierter Politikansätze – 
Driving forces und Restriktionen 

Die Bundesländer verfügen ersichtlich über beträchtliche 
Gestaltungsmöglichkeiten für integrative langfristorientierte 
Politikansätze. Die Mehrheit der deutschen Bundesländer 
hat mit Umweltplänen und Agenda 21-Programmen den 
Einstieg in strategische Planungsprozesse gefunden. Es 
sind auch erste Ansätze politisch-administrativer Strukturen 
für die ressortübergreifende, kontinuierliche Bearbeitung 
von Umweltproblemen entwickelt worden. In dem weiten 
Gebiet der landespolitischen Implementation der Umwelt-
politik und umweltrelevanter Politiken und der eigenständi-
gen Politikformulierung in den Ländern sind Politikinnovati-
onen festzustellen. In den Politikbereichen Klimaschutz, 
Verkehr, Flächenmanagement und Landwirtschaft haben 
die Bundesländer landespolitische Problemlösungen her-
vorgebracht, die auf das Management persistenter Um-
weltprobleme gerichtet sind.  

Neben der europäischen Politikebene, dem Bund und den 
Kommunen trägt die Ebene der Bundesländer zur Gover-
nance für eine ökologisch nachhaltige Entwicklung in einer 
Weise bei, die bisher in der einschlägigen Diskussion we-
nig beachtet wurde und deren Handlungsbedingungen un-
bekannt sind. Im Folgenden soll der Frage nachgegangen 
werden, welche Bedingungen die entsprechende Staatstä-
tigkeit der Bundesländer antreiben und welche Restriktio-
nen zu konstatieren sind. Dabei wird noch nicht der An-
spruch einer systematischen Exploration verfolgt. Die Dar-
stellung bezieht sich im wesentlichen auf (wenige) Inter-
views mit Vertretern der Umweltressorts in den Bundeslän-
dern. Unter diversen anderen Themen wurde dabei die 
Frage angeschnitten, welche driving forces die landespoli-

tische Staatstätigkeit im Bereich ökologisch nachhaltiger 
Entwicklung antreiben und wo Restriktionen gesehen wur-
den. Es handelte sich bei den Interviewpartnern um eine 
kleine Auswahl, die auf Vertreter der Umweltressorts auf 
Landesebene und Bundesebene begrenzt waren. Eine sys-
tematische Untersuchung dieser Frage müsste auf eine 
Befragung von Vertretern anderer Ressorts und nichtstaat-
liche Beobachter der politisch-administrativen Prozesse auf 
Landesebene gestützt werden. Sie sollte auch darauf an-
gelegt sein, die Entwicklung der oben genannten Politikin-
novationen zu rekonstruieren. 

Die auf eine ökologisch nachhaltige Entwicklung gerichte-
ten landespolitischen Aktivitäten der Bundesländer werden 
durch unterschiedliche Prozesse vorangetrieben und ver-
fügen über diverse Rahmenbedingungen. Dabei sind Bun-
des- und Landesebene ebenso von Bedeutung wie die eu-
ropäische und die internationale Politik.  

Wohl die entscheidendste Bedeutung für auf ökologische 
Nachhaltigkeit ausgerichtete staatliche Aktivitäten kommt 
den Vorgaben und der Rolle der jeweiligen landespoliti-
schen Spitze zu. Prozesse der strategischen Umweltpla-
nung wie etwa der Prozess zur Erstellung einer landeswei-
ten Agenda in Nordrhein-Westfalen, der Generalverkehrs-
plan Baden-Württemberg und die Kooperation von Staat 
und Wirtschaft im Umweltpakt Bayerns gingen in starkem 
Masse auf Initiativen der politischen Spitze zurück bzw. 
werden durch sie angeführt.  

In den Jahren 2001 und 2002 forciert der für September 
2002 vorgesehene Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung 
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in Johannesburg die Prozesse der Nachhaltigkeitsplanung 
in den Bundesländern. 

Der Weltgipfel 2002 hat auch die horizontale Koordination 
der Länder in der Umweltministerkonferenz (UMK) mit 
neuen Impulsen versehen, indem dort ein auf Nachhaltig-
keit gerichtete Länderarbeitsgruppe geschaffen wurde. Seit 
2001 soll der Bund-Länder-Arbeitskreis "Nachhaltige Ent-
wicklung" den Informationsaustausch zwischen den Län-
dern und der Bundesebene verbessern und die Nachhal-
tigkeitsstrategien vernetzen. In früheren Jahren diente die 
UMK in erster Linie der Abstimmung der Länder mit Blick 
auf den Bundesrat. Seit den 1990er Jahren kooperieren die 
Länder etwas intensiver, unter anderem bei der Umsetzung 
des europäischen Umweltaudits und bei den Themen 
Wasser und Abfall, dabei haben politische Regierungs-
konstellationen keine Bedeutung. Bei der Bundesgesetz-
gebung konnte die UMK aus Sicht der Länder umweltpoli-
tisch motivierte Modifikationen bundespolitischer Vorlagen 
bewirken. Die UMK könnte und sollte aus Sicht einiger Ver-
treter der Landesebene zukünftig ein stärkerer Motor wer-
den. Deutlicher Handlungsbedarf wird im Rahmen der Ko-
ordination der Länder bei der Umweltpolitikintegration ge-
sehen. Bei den Bau- oder Verkehrsministerkonferenzen 
etwa sei Nachhaltigkeit kein Thema.  

Die europäische Umweltpolitik und der europäische Nach-
haltigkeitsprozess unterstützten die Nachhaltigkeitsprozes-
se in den Bundesländer offenbar sehr viel eher als die 
Bundespolitik: Die EU spricht "Wahrheiten aus, für die 
Umweltleute in den Ländern kämpfen müssen". Das fünfte 
Umweltaktionsprogramm der EU, integrative Instrumente 
der europäischen Umweltpolitik, insbesondere das europä-
ische Umwelt-Auditsystem, die Ausrichtung der EU-
Strukturfonds und der Cardiff-Prozess werden als unter-
stützende Bedingung für ökologische Nachhaltigkeit bewer-
tet. Auch in der naturnahen Land- und Forstwirtschaft wird 
die EU als Antriebskraft gesehen. Zwar erwiesen die Bun-
desländer bei dem geplanten Einstieg in die Modulation, 
das heißt einer Finanzierung von Agrarumweltprogrammen 
durch eine Umverteilung aus der ersten Säule der europäi-
schen Agrarpolitik (Direktzahlungen, Tierprämien etc.) als 
Bremser. Andererseits zeigt das bereits 1992 aufgelegte 
Programm „Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsaus-
gleich“ Baden-Württembergs und der Anstieg der ökolo-
gisch bewirtschafteten landwirtschaftlichen Nutzfläche in 
den neuen Bundesländern, insbesondere in Brandenburg, 
dass hier die ökologische Wende bereits implementiert 
wird. Eine wesentliche Restriktion scheint dementspre-

chend die spezifische Förderstruktur der zweiten Säule der 
europäischen Agrarpolitik zu sein. In den neuen Bundes-
ländern ist die europäische Ebene ein besonders wichtiger 
Rückhalt für eine nachhaltige Entwicklung. Entscheidend 
ist dabei die Strukturfondförderung und insbesondere die 
Bewertung der ökologischen Wirkungen dieser Steuerin-
strumente. Eine Restriktion bei der Implementation fast al-
ler Strukturförderprogramme ist hingegen der Aufwand für 
die Nachweisführung über den Mitteleinsatz, der Adressa-
ten in Kommunen und Unternehmen abschrecke.  

Kritisch wird bezüglich der europäischen Politikentschei-
dungsprozesse die bestehende erhebliche Differenz zwi-
schen Entscheidungs- und Umsetzungsebene gesehen, 
aus der sich Vollzugsmängel der Länder erklärten. Das 
Kooperationsverfahren nach Art. 23 GG funktioniere nicht, 
denn es setze nicht bestehende Kapazitäten der Länder 
voraus und außerdem könnten "Beteiligungsformen Ent-
scheidungsverluste der Länder nicht ausgleichen". Der 
Ausschuss der Regionen wird eher als ein Repräsentati-
onsgremium als ein Arbeitsgremium gesehen.  

Aus der Perspektive der Bundesländer trug die Bundes-
ebene bis zum Sommer 2001 vor allem zur wissenschaftli-
chen Aufarbeitung des Konzeptes einer nachhaltigen Ent-
wicklung bei. Die Bundesländer hätten eine Nachhaltig-
keitsstrategie auf Bundesebene gern früher gesehen. Bei 
der Erarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategie reichte den 
Ländervertretern die Kooperation zwischen Bund und Län-
dern nicht aus, konkret wurde kritisiert, dass kein Länder-
vertreter im Nachhaltigkeitsrat vorgesehen war. Die Aus-
übung der weitgehenden Gesetzgebungskompetenzen - 
insbesondere in nachhaltigkeitsrelevanten Ressorts Steu-
ern und Bauen - des Bundes wird als unbefriedigend emp-
funden. Konsistenz der Bundesgesetzgebung wird ver-
misst. Planungen des Bundes, etwas der Bundesverkehrs-
wegeplan ließen geeignete Ansätze der Umweltintegration 
vermissen. Das Ressortprinzip ist aus der Wahrnehmung 
der Länder auf Bundesebene stark ausgeprägt, dement-
sprechend schwierig ist es, Einigungen zu erzielen. Um-
weltpolitische Verbesserungen werden in der Neuausrich-
tung der Landwirtschaft, im Naturschutzgesetz und der E-
nergiesparverordnung gesehen. Die Rolle der durch die 
Bundesregierung geschaffenen Institutionen, des Nach-
haltigkeitsrat und des Staatssekretärsausschuss war den 
Bundesländern im Sommer 2001 noch nicht transparent.  

Als ertragreich betrachten die Vertreter der Umweltressorts 
regionale und Staatengrenzen übergreifende Kooperatio-
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nen. Im Zusammenhang regionaler Kooperation wurden 
über Länder – und Staatengrenzen hinweg Politikformulie-
rungsprozesse über eine nachhaltige Gestaltung von Regi-
onen angeregt. Rheinland-Pfalz verfügt über horizontale 
Kooperationen mit Baden-Württemberg, dem Saarland und 
auf der anderen Seite mit Luxemburg, Frankreich und Bel-
gien. Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern koordi-
nieren sich mit Polen.  

Des weitere ist die projektbezogene Zusammenarbeit mit 
Vertretern aus Wirtschaft und Gesellschaft ein Motor wie 
besonders am Umweltpakt Bayern ersichtlich wird, über die 
sich aber auch Vertreter anderer Bundesländer positiv äu-
ßerten. 

Ein deutliche Restriktion wird in schwachen administrativen 
Kapazitäten, insbesondere in den neuen Bundesländern 
gesehen, die strategische Planungsprozesse erheblich ein-
schränken. 

6 Schlussfolgerungen 

Zukünftig wird der Schwerpunkt der Umweltpolitik im Be-
reich der Bekämpfung persistenter Umweltprobleme wie 
etwa dem Klimawandel, dem Rückgang der Arten, der De-
gradation des Bodens und dem Flächenverbrauch liegen 
müssen (SRU 2002). Dazu ist ein Wandel in den relevan-
ten Verursachungsbereichen - wie zum Beispiel dem Ver-
kehr, der Landwirtschaft und der Energiewirtschaft - erfor-
derlich, die entsprechende Problemlagen induzieren. Das 
Konzept einer ökologisch nachhaltigen Entwicklung bietet 
der Umweltpolitik und den Politiken umweltrelevanter Res-
sorts Orientierung für ein neues Vorgehen. Es zeigt auf, 
dass Staatstätigkeit vermehrt auch auf langfristige Ziele 
auszurichten ist und die institutionelle Fähigkeit zur Um-
weltpolitikintegration ausgebaut werden muss, wenn es um 
die Bekämpfung langfristiger und teilweise irreversibler 
Probleme geht. Wichtige Impulse und Handlungsansätze 
für die Operationalisierung einer ökologisch nachhaltigen 
Politik wurden im Kontext der niederländischen Umweltpla-
nung; des Rio-Prozesses mit der Agenda 21; und der eu-
ropäischen Politik mit dem fünften Umweltaktionspro-
gramm und dem Cardiff-Prozess entwickelt. Diese Ansätze 
sind nicht allein für die nationale und supranationale Poli-
tikebene von Interesse. Für eine ökologisch nachhaltige 
Politik benötigte neue Handlungsmöglichkeiten der Um-
weltpolitik - das vom Sachverständigenrat für Umweltfra-
gen geforderte capacity-building, neue institutionelle Ar-
rangements der Umweltpolitik und umweltbezogene Allian-
zen (SRU 2002) – sind besonders auf sub-nationaler Ebe-
ne wesentlich. 

Anders als es die schwache öffentliche Wahrnehmung und 
die geringe Präsenz in der wissenschaftlichen Debatte ver-
muten lässt, kommt den Bundesländern eine wichtige Rolle 
im ökologischen Nachhaltigkeitsprozess zu. Wie der noch 
zu vertiefende erste Überblick der Staatstätigkeit der 

Bundesländer zeigt, haben die meisten Bundesländer Pro-
zesse einer langfristorientierten Politikplanung aufgenom-
men. Nachhaltigkeitsstrategien sind in Form von Agenda 
21-Programmen und Umweltplänen auf dem Vormarsch. In 
den laufenden Planungen ist ein deutlicher Trend zuguns-
ten befristeter, quantitativer Ziele erkennbar. Entsprechen-
de Aktivitäten der Länder sollten besonders in den neuen 
Bundesländern stärker als bisher unterstützt und forciert 
werden.  

Die für den Nachhaltigkeitsprozess überwiegend zuständi-
gen Umweltressorts haben nach Kräften aber eben auch 
nur im Rahmen ihrer Möglichkeiten zur Umweltpolitikinteg-
ration beigetragen: Nachhaltigkeitsstrategien, Umweltplä-
ne, Projekte und Ansätze für sektorale Strategien wurden 
zumeist durch sie koordiniert. Die Integration von Umwelt-
zielen in Verursachungsbereiche und in die entsprechen-
den Politikressorts steht in den Bundesländern wie in der 
europäischen und deutschen Politik auf allen Ebenen noch 
in den Anfängen. In Mecklenburg-Vorpommern und in 
Nordrhein-Westfalen wurden einige bemerkenswerte An-
sätze ressortübergreifender Kooperation entwickelt. Von 
einer systematischen Integration von Umweltzielen in we-
sentliche Verursachungssektoren durch die hierfür zustän-
digen Politikressorts kann noch nicht gesprochen werden. 
Sektorale, von den entsprechenden Ressorts federführend 
entwickelte Nachhaltigkeitsstrategien nach dem Vorbild 
des Cardiff-Prozesses gibt es gegenwärtig noch nicht. 
Institutionelle Strukturen und Anreize hierfür wurden in den 
Bundesländern noch nicht geschaffen. Am weitesten ge-
diehen sind problembezogene Planungen einschließlich 
sektoraler Ansätze – wie auf Bundesebene - im Kontext 
von zielorientierten Klimaschutzprogrammen, über welche 
die meisten Bundesländer verfügen. Baden-Württemberg 
und Berlin weisen darüber hinaus ökologisch orientierte 
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sektorale Planungen für den Bereich Verkehr auf. Aufgrund 
ihrer Bedeutung im Umweltvollzug sollte gerade die Länder 
bessere Voraussetzungen für Umweltpolitikintegration und 
eine Öffnung der sektoralen Politiken für ressortfremde An-
forderungen erhalten. Zukünftig wird deshalb stärker nach 
Ansätzen zu suchen sein, die für die Verursachungsberei-
che zuständigen Politikressorts verbindlicher in den Pro-
zess der Umweltpolitikintegration einbeziehen und zur 
Entwicklung eigener Integrationsstrategien und konkreter 
Handlungsziele verpflichten. Dafür bietet der Cardiff-
Prozess Orientierung. Sektorale Umweltintegrationsstrate-
gien sollten im Rahmen des deutschen Nachhaltigkeitspro-
zesses auch auf der Ebene der Bundesländer angeregt 
werden.  

Ein weiterer Aspekt betrifft die spezifischen politisch-
administrativen Kapazitäten der Landespolitik. Es haben 
vorrangig die alten Bundesländer mit vergleichsweise grö-
ßeren administrativen Kapazitäten wie insbesondere Bay-
ern, systematische Planungen aufgenommen, neue Bun-
desländer wie Sachsen-Anhalt sind demgegenüber im 
Nachteil. Es fehlt an einem systematischen Austausch von 
Erfahrungen der Länder, an Politikberatungskapazitäten 
und Anreizen für strategische Planungen. 

Wie die exemplarisch dargestellten Politikinnovationen zei-
gen, kann die Landespolitik konzeptionelle Problemlösun-
gen finden, welche die vertikale und horizontale Integration 
fördern (Flächenmanagement in Baden-Württemberg, ge-
meinsame Landesplanung Berlin und Brandenburg), zur 
Ökologisierung umweltrelevanter Sektoren beitragen 
(Landwirtschaft) und Verursachergruppen mit zielorientier-
ten Kooperationsmodellen in die Verantwortung ziehen 
(Umweltpakt Bayern). Die Steuerungsansätze beruhen auf 
einem intelligenten Vollzugsmanagement des mit landes-
politischen Instrumenten kombinierten Bundesrechts; der 
Vergabe von Fördermitteln; der Kooperation und dem Ein-
satz von Informationsinstrumenten. Beim Flächenmana-
gement, der Agrarwende und im Klimaschutz zeigt sich, 
dass dem Ordnungsrecht nach wie vor eine wichtige Be-
deutung zukommt und dass es keinesfalls durch weichere 
Instrumente überflüssig wird. Beispiele hierfür sind neben 
den oben genannten Beispielen auch örtliche Bauvorschrif-
ten: In Stuttgart müssen Investoren 30% unter den Stan-
dards der Wärmeschutzverordnung bleiben. 

Die landespolitischen Problemlösungen wurden im Kontext 
der Implementation der europäischen und der Bundespoli-
tik entwickelt und um eigenständige Maßnahmen ergänzt. 

Dabei hat sich deutlich die europäische Politik aus Sicht 
der Bundesländer viel eher als die Bundesebene als wich-
tiger Impulsgeber der Nachhaltigkeitsprozesse in den Bun-
desländern erwiesen. Neben dieser positiven Sicht auf die 
europäische Politik reichen bezogen auf die europäische 
Politik in der Perzeption der befragten Umweltressorts den 
Bundesländern ihre Mitwirkungsmöglichkeiten an Ent-
scheidungsprozessen der europäischen Politik nicht aus. 

Für die Lösung persistenter Umweltprobleme sollte stärker 
als bisher die landespolitische Ebene aktiviert werden. Da-
zu dient zum einen die strategische Umweltplanung in den 
Bundesländern und zum anderen die Forcierung von Poli-
tikinnovationen, die zur horizontalen und vertikalen Integra-
tion ökologisch orientierter Politiken in die relevanten Ver-
ursachungsbereiche und die entsprechenden Politikres-
sorts beitragen. 

Bedingungen landespolitischer Umweltpolitikinnovationen 
sind: 

• die Führungsrolle der politische Spitze bei der Ent-
wicklung und Durchsetzung von Problemlösungen 
(Regierungserklärungen, Koalitionsverträge, Medien-
arbeit); 

• institutionelle Strukturen für Umweltpolitikintegration 
und Langfristorientierung: Regierungsbeschlüsse für 
strategische Umwelt- oder Nachhaltigkeitsplanungen, 
für sektorale Umweltintegrationsstrategien, für befris-
tete Berichtsaufträge und für Zielvereinbarungen; 

• Fördermittel für die Implementation integrativer Poli-
tikmaßnahmen;  

• administrative Kapazitäten: Personelle Ressourcen für 
die Vorbereitung und Durchführung landespolitischer 
Maßnahmen; 

• Verbesserung der Staatstätigkeit durch Aktivierung 
von Wirtschaft und Gesellschaft: Entwicklung und 
Durchführung von Problemlösungen in Kooperation 
mit Zielgruppen; 

• grenzüberschreitende und regionale Kooperationen. 

Ungeachtet ihrer wichtigen Rolle bei der Gestaltung und 
Umsetzung der Umweltpolitik haben die Bundesländer bis-
lang kaum institutionelle Strukturen und Kapazitäten ge-
schaffen, die dem Austausch und der Abstimmung unter-
einander dienen könnten. Im Vergleich hierzu tragen in den 
USA diverse Organisationen nicht nur zu Informations- und 
Erfahrungsaustausch, Expertise und Beratung bei. Sie eva-
luieren die Implementation der Umweltpolitik, schaffen 
Strukturen für intergouvernementale Abstimmungsprozes-
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se und fungieren nicht zuletzt als kritische Beobachter der 
umweltpolitischen Staatstätigkeit. Der 1993 gegründete 
Environmental Council of the States ist ein Zusammen-
schluss von Vertretern der Umweltadministrationen in den 
Bundesstaaten und berichtet über die umweltpolitische 
Staatstätigkeit der U.S. States, insbesondere über Politik-
innovationen. Er wirkt an der Entwicklung und Diffusion von 
Maßnahmen des Umweltmanagement, etwa zum Umgang 
mit Umweltinformationen mit und fungiert im Rahmen einer 
Vereinbarung mit der Environmental Protection Agency zur 
„Regulatory Innovation“ als Vermittler für die Einführung 
neuer managementorientierter Ansätze zur Implementation 
bundesrechtlicher Vorschriften. Die Conference of National 
Legislatures wurde 1975 zur Unterstützung der gesetzge-
berischen Tätigkeit in den Bundesstaaten gegründet und 
fördert zwischenstaatliche Kommunikation, Kooperation 
und politische Abstimmungsprozesse in Hinblick auf den 
U.S. Congress. Umweltpolitik und angrenzende Politikbe-
reiche werden hier mit dem Programm Umwelt, Energie 
und Transport abgedeckt. Ein weiterer Arbeitszusammen-
hang der Bundesstaaten betrifft managementorientierte 
Ansätze. Des weiteren stellen viele non-profit Organisatio-

nen und Forschungsinstitute Expertise und Beratung bereit 
und fungieren als kritische Beobachter der Staatstätigkeit 
im Bereich des Umweltschutzes in den Bundesstaaten. 
Demgegenüber sind Kapazitäten des Erfahrungs- und In-
formationsaustauschs, der Expertise sowie der politikvor-
bereitenden und –durchführenden horizontalen und vertika-
len Abstimmung im deutschen Umweltföderalismus auch in 
Hinblick auf die europäische Politik eher mager ausgestal-
tet. Die Umweltministerkonferenz hat eine solche Funktion 
zwar in den letzten Jahren deutlicher übernommen, aber 
sie ist weder geeignet noch dafür ausgestattet, gegenüber 
den Bundesländern eine Beratungsfunktion zu erfüllen. In 
Hinblick auf die künftige Bedeutung, die den Bundeslän-
dern bei der Bekämpfung persistenter Umweltprobleme 
zukommen könnte, sollten Kapazitäten für den Policy-
Transfer (Expertise, Evaluation, Erfahrungsaustausch, 
Kommunikation von best practice) im Bereich der Umwelt-
politik und insbesondere für das sektorale Umweltmana-
gement geschaffen werden. Damit könnten Prozesse der 
Entwicklung und Übernahme von Politikinnovationen be-
schleunigt werden.  
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